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der Sozialdemokratischen Parteien 
der Europaischen Gemeinschaft 
(Angenommen vom Büro des Bundes am 6. Juni 1977) 

Pröambel 

Wir, die sozialdemokratischen Parteien der Europaischen Gemeinschaft 
erklären gemeinsam den Wählern in unseren Ländern, dali wir gewilit 
sind, ein Europa in Frieden mit mehr Freiheit, Gerechtigkeit und Soli-
daritat aufzubauen. 
Unser gemeinsames Ziel ist ein Europa mit menschlicherem und soziale-
rem Gesicht für alle  seine  Bürger. 
Die Befreiung des Menschen von Abhängigkeit und Not, gleich  welcher  
Art, ist überall in der Europäischen Gemeinschaft das Hauptanliegen der 
Sozialdemokraten. Im Interesse dieses Ziels wollen wir einen Wandel der 
Wirtschafts- und Gesellschaftsstrukturen unserer  Lander  herbeiführen. 
Jedes Land für sich ist aber heute zu klein, urn diese Aufgabe allein erfül-
len zu können. Dies kann nur durch die Europâische  Integration  gesche-
hen. Trotz unserer Anstrengungen überall in der Gemeinschaft und in je-
dem einzelnen Mitgliedstaat, trotz der Fortschritte, die dank dieser An-
strengungen erzielt werden konnten, sind wir noch weit vom Ziel ent-
fernt. Der Frieden ist auf unserem Kontinent nach wie vor nicht vollstän-
dig gesichert, die Bedrohung durch einen Atomkrieg ist noch nicht ge-
schwunden,  Inflation  und Arbeïtslosigkeit haben ein unannehmbares 
Ausmall erreicht. 
Ungerechte Gesellschaftsstrukturen, eine ungleiche Einkommens- und 
Vermögensverteilung, nach wie vor ungleiche Chancen und Zugangs-
möglichkeiten zu Wissen und Macht stellen - wenn auch im unterschied-
lichen Ausmal3 - immer noch Hindernisse auf unserem gemeinsamen 
Weg dar. 
Uberall in Europa kampfen Sozialdemokraten im Dienste und Interesse 
des Menschen für die Beseitigung dieser Ungerechtigkeiten und Un-
gleichheiten und für eine harmonische Entwickiung der Gesellschaft. 
Wir müssen dazu vorrangig in unseren Heimatländern tätig werden, denn 
die Europäische Gemeinschaft ist mit ihren Instrumenten den Herausfor-
derungen unserer Zeit noch nicht richtig gewachsen. Mallnahmen im na-
tionalen Rahmen allein können jedoch zur Lösung dieser Probleme nicht 
ausreichen. Wir sind daher gleichzeitig bestrebt, die Handlungsmöglich-
keiten der Gemeinschaft unter Kontrolle eines demokratisch gewahlten 
Parlarnents auszubauen. 
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Unsere Parteien tragen jeweils ein unterschiedliches historisches Erbe. 
Sie wirken in Ländern, in denen sich der wirtschaftliche Entwickiungs-
stand, die Intensität der gesellschaftlichen Auseinandersetzungen, die 
kulturellen Traditionen, die Aufgeschiossenheit für die Probleme unse-
rer Geselischaft und das  Spiel  der innenpolitischen Bündnisse sehr  stark  
voneinander unterscheiden. 
Jede unserer Parteien tragt gegenüber  alien  Bürgern ihres Landes die 
Verpflichtung, die wirtschaftlichen und sozialen Voraussetzungen für 
Freiheit, Sicherheit und Selbstbestimmung aller dort lebenden Menschen 
zu schaffen. 
Europa steht heute  an  der Schwelie zu einer Zeit, in der es sich neuen 
und gel ahriichen Herausforderungen sowohi im Inneren als auch von au~  
Ben stellen muB. 
Es liegt im Interesse Europas, die ungeheuren Schwierigkeiten der Drit-
ten Welt, die zunehmende Knappheit  an  Rohstoffen, Nahrungsmitteln 
and Energie und die vielfach verkannten Gefahren der Umweitver-
schmutzung positiv zu lösen. Alle diese Probleme sind  so  ernst, daB wir 
unsere politischen Ziele insgesamt neu definieren müssen. 
Auch im Innern Europas kommt es zu Krisen und Schwierigkeiten, für 
die man rechtzeitig Lösungen finden muB. Neuartige Entfremdungser-
scheinungen machen sich auf  fast alien  Ebenen der Geseilschaft bemerk-
bar, neue Formen der Kriminalität und Gewalt nehmen in  fast  allen an-
seren Ländern zu, und in einigen sind auBerdem die Städte in eine tiefge-
hende Krise geraten. 
Ohne eindeutig definiertes politisches Koazept lassen sich die Fragen 
nicht beantworten, und ohne politische Macht können die Lösungen 
nicht durchgesetzt werden. 
Jede einzeine europäische  Nation  für sich allein  hat  für die Lösung dieser 
Fragen nicht die  Mittel.  Europa ist ins Hintertreffen geraten. Nur auf eu-
ropaischer Ebene aber können die Voraussetzungen für das Uberleben, 
für die Entwicklung und Entfaltung unserer  Lander  sowie für eine ge-
rechtere Verteilung des Reichtums in der Welt geschaffen werden. 
Die sozialdemokratischen Parteien Europas wissen, daB die politische 
Autoritüt auf unserem Kontinent ihre Legitimitat noch auf lange Zeit 
hinaus im nationalen Rahmen findet. Wir sind jedoch alle von der glei-
chen europaischen Idee beseelt und wollen uns - wenn uns die allgemei-
nen Wahlen dieses Mandat erteilen - für das schrittweise Zusammen-
wachsen unserer  Lander  bis hin zur Errichtung eines Europas freier und 
verantwortlicher Bürger einsetzen. 
Der Europaischen Gemeinschaft ist es entgegen ihrem Gründungsver-
trag nicht gelungen, eine gemeinsame Politik im Bereich Wahrung, Sten-
ern, soziale Sicherheit, Energie, Regionalpolitik und Verkehrswesen zu 
entwickeln. Die einzige gemeinsame Poltik betrifft die Landwirtschaft. 
Auch sie ist trotz ihrer Erfolge wegen der fehlenden Politik auf anderen 
Gebieten gefahrdet. Leider konnte die Gemeinschaft weder in der Frage 
der Weltwahrungsordnung noch bei der Beseitigung der Energiekrise ei- 

278 



Erbe. nen gemeinsamen Standpunkt festlegen. Der Vertrag, durch den die Ge- 
kiungs- meinschaft geschaffen wurde, diente zunächst kommerziellen Interessen. 
en, die Der Aufbau Europas soilte durch die Entwickiung eines emheitlichen 
e unse- Wirtschaftsraumes zu einer politischen Gemeinschaft führen. Diese  Er- 
r stark  wartung  hat  sich nur unzureichend erfüllt. Bisher stand zu sehr das Euro- 

pa der Waren im Vordergrund und nicht genug das Europa der Arbeit- 
des die nehmer, der politischen Richtungen, der Staatsbürgerrechte, der  Wirt- 
gen  fur  schalts- und Sozialrechte und der demokratischen Rechte. 
mschen Die Sozialdemokraten setzen alle ihre Kräfte ein für eine Gemeinschaft, 

in der die Bürger in Frieden und sozial gesicherter Freiheit leben. 
1 neuen 
von au- I. Demokratie und Institutionen 

1.1. Für die Sozialdemokraten ist die Direktwahl des Europaischen Par-
laments  als Schritt zur Demokratisierung der Europaischen Gemein-
schaft unabdingbar. 
1.2. Das Europaische Parlament  hat  jetzt schon das letzte Wort über ei-
nen  Tell  des europäischen Haushalts und kann auch den Gesamthaushalt 
verwerfen. Zu den verschiedenen Vorlagen der Kommission  hat  es aber 
nur das Recht, gehört zu werden, ehe der Ministerrat  seine  Entscheidun-
gen trifft. Es gibt keine ausreichende demokratische Kontrolle über die 
Bereiche, die die nationalen Parlamente aufgegeben haben, als sic auf 
die Gemeinschaft übertragen wurden. Sozial- und Arbeitsmarktpolitik, 
Agrar- und Regionalpolitik, Aullenhandel und Entwicklungshilfe, Urn-
welt- und Verbraucherschutz sind für das Wohiergehen der Bürger Euro-
pas von groller Bedeutullg. Sie werden jetzt teilweise auf europaischer 
Ebene geregelt, ohne dali die Möglichkeit parlamentarischer Entschei-
dungen besteht. 
1.3. Die Gemeinschaft verfügt fiber bedeutende Eigeneinnahmen. Die 
Kontrolle über die  Mittel  ist den nationalen Parlamenten entzogen wor-
den, aber auch den Bürgern Europas insgesamt, weil es noch kein demo-
kratisches Kontrollorgan auf europâischer Ebene gibt. 
1.4. Für die Ubertragung der Aufgaben  an  die Europüische Gemein-
schaft und die Erweiterung ihrer Zustandigkeiten - auch im Rahmen der 
europaischen politischen Zusarninenarbeit - bestehen deshalb bestimm-
te Voraussetzungen: 
- Eine durch und durch demokratische Mitbestimmung und Kontrolle 

in den Organen der Europaischen Gemeinschaft  mull  gewahrleistet 
sein, und Befugnisse, die die nationalen Parlamente verlieren, müssen 
auf das Europaische Parlament übertragen werden. 

- Die Übertragung neuer Befugnisse auf europaische Organe dart die 
Verwirklichung eines sozialdemokratischen Programms auf nationaler 
Ebene nicht behindern. 

- Eine europaische  Integration mull  erfolgen, daB sich Europa auf  em  
eigenstandiges demokratisch-sozialistisches  Modell  hin entwickein 
kann. 
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2. Das Parlament 

2.1.  Weil  die verschiedenen politischen Kräfte im Europaischen Parla-
ment vereinigt sind, vertritt es die Bevölkerung Europas. 
2.2. Tm Rahmen der Kompetenzen der Europaischen Gemeinschaft wird 
das Parlament zum Gesetzgeber. Seine Entscheidungen bedürfen der 
Zustirnrnung des  Rates.  

3. Die Kommission 

3.1. Die Kommission  mull  zunachst ihre Befugnisse ausschöpfen, die sie 
aufgrund der bestehenden Vertrage besitzt. Sie  mull  rnehr Spielraum er-
halten, urn selbstandig im Rahmen der gemeinsarn festgelegten Politik 
der Gemeinschaft auftreten zu können. Der Rat  mull  zu diesem Zweck 
haufiger dazu übergehen, Exekutivbefugnisse auf die Kommission zu de-
legieren. 
3.2. Die Kommission wird vom Rat im Einvernehmen mit dern Europai-
schen Parlament ernannt. Dabei  mull  die Vertretung aller Mitgliedstaa-
ten in der Kommission gesichert sein. 

4. Der Rat 

4.1. Als erster Schritt zur Demokratisierung der Gemeinschaft verpflich-
tet sich der Rat, über Tnitiativen  mid  Stellungnahmen des Europaischen 
Parlaments zu beraten und ihm innerhaib einer verbindlichen Frist über 
die Verwirklichung zu berichten. 
4.2. Urn die Beschlullfahigkeit der Gemeinschaft zu verbessern, weicht 
der Rat - auller den in den Vertragen vorgesehenen  Fallen  - nur aus-
nahmsweise vom Prinzip von Mehrheitsentscheidungen ab. 

5. Der Europäische Gerichtshof 
Die Zustandigkeit des Europaischen Gerichtshofs ist zu erweitern, damit 
ein wirksarner Grundrechtsschutz immer gewahrleistet ist, wenn ein Bür-
ger von Mallnahmen der Europaischen Gemeinschaft betroffen ist. Des-
halb müssen die Möglichkeiten des Zugangs zum EuGH erweitert wer-
den. Der Gerichtshof  hat  inzwischen in seiner Rechtssprechung die 
,,klassischen" Grund- und Menschenrechte anerkannt. Dieselbe Ent-
wicklung ist für die wirtschaftlichen und sozialen Rechte anzustreben. 

6. Wirtschafts- und Sozialausschull 

6.1. Die Demokratisierung des Wirtschafts- und Sozia1auschusses setzt 
eine  gerechtere  Vertretung der Arbeitnehmer und eine Erweiterung sei-
ner Befugnisse voraus. Der WSA mull sich zur Hälfte aus Vertretern der 
Arbeitnehmer zusammensetzen. 
6.2. Dem. Ausschull mull ein Initiativrecht für die europaische Sozial-
und Arbeitsmarktpolitik übertragen  werden.  
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H. Wirtschafts- und Sozialpolitik 

Die Sozialdemokratischen Parteien treten für eine Wirtschaftspolitik  em,  
die anstrebt: Eine Gemeinschãft 
1. der Vollbeschaftigung, 
2. der Stabilität, 
3. mit gerechter werdender Einkommens- und Veririögensverteilung, 
4. mit leistungsfiihiger und dernokratischer Wirtschaftsstruktur, 
5. der Wirtschaftsdemokratie, 
6. einer verbesserten sozialen Sicherheit, 
7. der besseren Lebens- und Arbeitsbedingungen, 
8. der besseren Ausbildungsmöglichkeiten. 

1. Eine Gemeinschaft der Vollbeschaftigung 
1.1. Das Recht auf Arbeit ist und bleibt eine Grundforderung des demo-
kratischen Sozialismus. Es ist eines der Grundrechte des Menschen. 
Demzufolge müssen die Bekümpfung der Arbeitslosigkeit und die Si-
cherheit der Vollbeschaftigung die vorrangigen Aufgaben der Europai-
schen Gerneinschaft und der sie bildenden Staaten sein Hierbei legen die 
Sozialisten das Schwergewicht nicht allein auf eine Politik der Volibe-
schaftigung, sondern ebenso auf eine Politik, die die Schaffung besserer 
Arbeitsbedingungen zurn Ziel  hat.  
1.2. Die Sozialdemokraten treten daher für ein humanes und harmoni-
sches Wachstum  em,  das hei den Innovationen, den Investitionen, bei 
der Schaffung und der Ansiedlung von Arbeitsplatzen den Bediirfnissen 
eines sozialen und gleichgewichtigen Lebens Rechnung trhgt, und zwar 
insbesondere unter dern Gesichtspunkt des Umweltschutzes. 
1.3. Für Sozialdemokraten bedeutet Vollbeschaftigung, den unvermeid-
lichen wirtschaftlichen Wandel bewulit mitzugestalten, statt nur auf wirt-
schaftliche Fehlentwicklungen zu reagieren. Dazu bedarf es Strukturre-
formen und einer vorausschauenden Wirtschaftspolitik, die sich auf tech-
nisch-ökonomische Veränderungen flexibel einsteilt. Rein konjunktur-
politische Mechanismen, wie die Lenkung der Nachfrage oder die Schaf-
fung von Investitionsanreizen allein mit Mittein der Steuer- oder Kredit-
politik, geben auf dieses  Problem  nur eine unvollständige Antwort. Eine 
notwendige Anpassung der vorhandenôn Kapazitäten  an  die gesamtge-
sellschaftlichen Bedürfnisse ist nur mit den Mittein einer klar umrissenen 
und bewulit gestalteten Strukturpolitik möglich. 
1.4. Es geht darum, eine neue Politik zu erarbeiten, urn die Vollbeschâf-
tigung sicherzustellen. Die Beseitigung der Arbeitslosigkeit  mull  zwei-
felsohne vor allem zunächst mit einer Wachstumspolitik angestrebt wer-
den, 
- die auf der Entwicklung des Industrie-, Handels- und Dienstleistungs-

sektors beruht; 
- die den Bedürfnissen einer neu zu schaffenden internationalen Ar-

beitsteilung Rechnung tragt; 
- zu der eine aktive Arbeitsrnarktpolitik hinzutreten  mull.  
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Die in den meisten Mitgliedstaaten noch weitgehend unbefriedigten kol-
lektiven Bedürfnisse insbesondere auf den Gebieten des Gesundheitswe-
sells, der humanen Dienstleistungen, der Kultur und der Bildung bieten 
erhebliche Chancen für ein hurnanes Wachstum. Eine sozialdemokrati-
sche Wirtschaftspolitik wird these  Chance  entschlossen nutzen. 

1.5. Urn die Vollbeschaftigung sicherzustellen, können unterschiedliche 
MaBnahmen in den einzelnen Mitgliedstaaten sich durchaus als erforder-
lich erweisen: 
- die durch ein erhebliches regionales Ungleichgewicht gekennzeichne-

ten Mitgliedstaaten müssen eine Regionalpolitik verwirklichen,  the  ei-
ne systematische Weiterentwickiung der benachteiligten Regionen er-
möglicht, indem sie die Schaffung neuer öffentlicher und privater Un-
ternehmen fördert und indem sie die Entwicklungsmöglichkeiten der 
schon bestehenden Klein- und Mittelbetriebe stützt, und zwar insbe-
sondere im Bereich der Industrie und des Handwerks. 

- Eine energische Beschäftigungspolitik bleibt nichtsdestoweniger dort 
erforderlich, wo eine zureichende Infrastruktur bereits besteht. 

In  alien  Mitgliedstaaten sind eine sichtbare Verkürzung der Arbeitszeit 
und eine Verlangerung des Jahresurlaubs erforderlich. 

1.6. Erleichterung der wirtschaftlichen Anpassungsvorgange verlangt 
zugleich Hilfestellung für die Arbeitnehmer, die ihre Arbeitsplätze wech-
seln müssen. Jedern Arbeitnehmer muü daher die Möglichkeit gegeben 
werden, sich auf dem Arbeitsmarkt zu behaupten: 
- dank einer soliden Grundausbildung, 
- dank der Qualifikation der Arbeitsämter und Berufsberatungsstellen, 
- dank einer angernessenen finanziellen Unterstützung der Arbeitneh-

mer, die ihren Beruf wechseln. 

Hilfe ist besonders jenen Gruppen zu gewähren, die sich den gröliten 
Schwierigkeiten ausgesetzt sehen: 
- den Jugendlichen, für die der Eintritt in das Berufsieben nach Beendi-

gung ihrer Schuizeit  oft  ernsthafte Probleme aufwirft, 
- den Frauen und insbesondere denen, die, nachdem sie einen Groliteil 

ihres Lebens häuslichen Aufgaben gewidmet haben,  nun  aber einer 
Beschaftigung nachzugehen wünschen, 

- den ausländischen Arbeitnehmern, 
- den Behinderten. 
1.7. Vollbeschaftigung geht Hand in Hand mit einer Politik der Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen durch: 
- Verbesserung des Inhalts der Arbeit, damit diese nicht langer nur  em 

Mittel  zur Sicherung des Lebensunterhalts darsteilt, sondern auch 
Möglichkeiten für die Persönlichkeitsentwicklung bietet; 

- Verbesserung der beruflichen Mobilität durch die Gewährung mate- 
rieller Hilfen, durch eine Politik der Gewahrleistung ständiger Wei- 
terbildung und des systematischen Ausbaus der sozialen Förderung; 

- Schaffung eines gröl3eren Spielraums bei der Festlegung der Arbeits- 
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zeit und hinsichtlich der Möglichkeiten, den Zeitpunkt für Arbeit, be-
rufliche Fortbildung und Urlaub selbst zu bestimmen. 

1.8. Damit die nationalen Mallnahmen ein Höchstma8  an  Wirksamkeit 
erreichen, ist ihre Koordinierung auf Gemeinschaftsebene erforderlich. 
Gleichzeitig  mull  die Handlungsfahigkeit der Gemeinschaft verstärkt 
werden durch einen Ausbau ihrer  Mittel,  Instrumente und ihrer Ent-
scheidungsstrukturen. 
Dies bedeutet: 
- Verbesserung der Analysefahigkeit, 
- Beeinflussung der Strukturentwickiung. Die Tatigkeit des Europäi-

schen Sozialfonds  mull  daher mit der Arbeit des Regionalfonds, des 
Agrarfonds und der Europaischen Investitionsbank im Interesse der 
Schaffung neuer Arbeitsplätze, der Erhaltung bedrohter Arbeitsplät-
ze und der Umstellung von Berufszweigen koordiniert werden, die im 
Verschwinden begriffen sind. Es müllte ein Plan erarbeitet werden, 
der die mittelfristige Zusammenfassung sümtlicher verfttgbaren Krllf-
te mi Hinblick auf eine aktive Beschäftigungspolitik vorsieht. 

- Beteiligung der sozialen Grappen  an  der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung. 

1.9. Dem  Wunsch  nach Schaffung von Arbeitsplatzen  an Ott  und Steile, 
d.h. dort, wo sich ein Arbeitskraftepotential befindet, kann nicht in allen  
Fallen  nachgekommen werden.  Daher mull  die Freizügigkeit der auslän-
dischen Arbeitnehmer aus der Gemeinschaft erleichtert werden, und 
zwar unter den besten sozialen Voraussetzungen. 
Den aus Drittländern stammenden Arbeitnehmern in der Europüischen 
Gemeinschaft müssen gleiche Arbeits- und Lebensbedingungen gewâhrt 
werden.  Daher  müssen die wirtschaftlichen und sozialen Aufnahmekapa-
zitäten aufeinander abgestimmt werden, damit die ausländischen Arbeit-
nehmer die gleichen Lebensbedingungen vorfinden wie ihre Koilegen 
und nicht ins gesellschaftliche Abseits gedrängt werden. 

2. Eine Gemeinschaft der Preisstabilität 

2.1. Höhere Inflationsraten hemmen notwendige Investitionen und da-
mit die Schaffung von Arbeitsplätzen. Sic führen zu Fehlinvestitionen, 
Wahrungszerrüttung, Verteuerung der Einfuhren, Fehlleitung der Pro-
duktionskräfte und schlielllich zu nachhaltigen Funktionstörungen in 
Wirtschaft und Geseilschaft. 
2.2. Die sozialdemokratische Wirtschaftspolitik wird sich daher  um  eine 
wesentliche Eindammung der  Inflation  bemilhen. Diese Bemühung kann 
nur erfoigreich sein, wenn alle Mitgliedstaaten im Rahmen der Gemein-
schaft zusammenarbeiten. 
2.3. Die  Inflation  ist ein weitweites Phanomen; bei Volkswirtschaften, 
die miteinander verbunden sind und sich stündig weiter entwickeln, ist es 
schwierig, die Ursache der  Inflation  - unterschiedlich in jedem Land - 
genau festzulegen und der emen Ursache eine gröllere Bedeutung als der 
anderen zu geben: 
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Einige sind im nationalen Rahrnen spürbar: 
- übertriebene Einkommensunterschiede und ungerechte Vermogens-

verteilung; 
- Bodenspekulation; 
-  an  Monopoistellungen gebundene Einkünfte; 
- in Ländern mit hoher Inflationsrate das Kalkül der Geldnehmer, aus 

einer Beschieunigung der Preissteigerung  Profit  zu schiagen; 
- Unterschiede im volkswirtschaftlichen Umfeld im  System  der sozialen 

Beziehungen 
Andere machen sich auf internationaler Ebene bernerkbar: 
- Unordnung im internationalen Wahrungssystern; 
- Erhöhung der Erdölpreise. 
Die Verschuldung und andere Kostensteigerungen haben die finanzielle 
Belastung der Unternehmen erhöht und diese zu Preiserhöhungen veran-
lalit. Diese Preissteigerungen haben den Interessengegensatz zwischen 
Arbeitnehrnern und Unternehrnen verstarkt und die Arbeitnehmer zu 
immer höheren Lohnforderungen gezwungen, wenn sie keine realen Em-
kommensminderungen hinnehen woilten. Trotz immer gröBer werden-
der nominaler Zuwächse wurden ihre realen Einkonimenserwartungen 
jedoch meist enttäuscht. Die Wirtschaftlage in der Gemeinschaft erfor-
dert eine entschiedene nicht inflationhre Wiederbelebungspolitik. 
2.4. Auch im Interesse der Preisstabilität sind Monopolsituationen und 
Karteilpraktiken zu beseitigen. Dies erfordert eine Starkung des Euro-
paischen Kartellamtes. 
2.5. In einigen Ländern der Gemeinschaft macht es die Stabilitatspolitik 
erforderlich, daB die öffentliche Hand über  Mittel  verfügt, urn die wirt-
schaftliche Entwickiung besser beeinflussen zu können. Eine verstärkte 
staatliche Planung erfordert dabei demokratische Kontrolle und Dezen-
tralisation. 
2.6. Wahrungspolitik und Haushaltspolitïk sind entscheidende  Mittel  
der Wirtschaftspolitik und müssen im Karnpf gegen die  Inflation  einge-
setzt werden. Ihre Wirksamkeit auf der Ebene der Gemeinschaft wird im 
wesentlichen von der Koordinierung der Wirtschaftspolitik der einzelnen 
Mitgliedstaaten abhangen. Deshaib streben die Sozialdernokraten eine 
aktive wirtschaftliche Zusammenarbeit auf Gerneinschaftsebene  an,  urn 
die Geidversorgung und die Entwickiung der öffentlichen Haushalte den 
Erfordernissen jedes einzelnen Landes sowie der internationalen Wirt-
schafts- und Wahrungssituation anzupassen. 

3. Eine Gemeinschaft der gerechteren Einkommens- und VermOgens-
verteilung 

Die Sozialisten wollen gerechtere europaische Geselischaften und eine 
gerechtere Gerneinschaft aufbauen. Sie treten deshalb für die Verbesse-
rung der Bildungsrnöglichkeiten für alle  em,  für den Kampf gegen die 
Ungleicheiten auf dern Arbeitsmarkt, für den Ausbau der sozialen Si-
cherheit und eine gerechtere Einkornrnens- und Vermögensverteilung. 
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Die Sozialdemokraten werden sich darum bemühen, zu mehr Gerechtig-
keit und zu mehr Preisstabilität zu gelangen, mdem sie in den Ländern 
der Europaischen Gemeinschaft daftir sorgen, daB die Einkommen und 
die Reichtümer gerechter verteilt werden. 
3.1. Dies erfordert vor allem MaBnahmen auf dem Gebiet der Steuerpo-
litik: 
- In einigen  Fallen mull  die Besteuerung der grollen Vermogen ausge-

dehnt werden. 
- In anderen  Fallen mull  die Steuerprogression verstärkt werden, was 

indessen nicht die Aaziehungskraft für berufliches Weiterkommen 
und die Übernahrne neuer Verantwortlichkeiten beeintrachtigen soli-
ten. 

- Eine gerechtere Verteilung der Belastung durch Steuern ist sicherzu-
stellen, indem die steuerbaren Tatbestände verandert und eine ge-
rechtere Verteilung der Soziallasten gewahrleistet wird. Indessen  hat  
in der Gemeinschaft die Belastung, die der Einzelne für Steuern und 
für Sozialversicherung zu leisten  hat,  eine Grenze erreicht, die für 
einige soziale Gruppen schwierig zu überschreiten ist. 

- Die Steuermoral  mull  wiederhergesteilt und die Steuerhinterziehung 
beseitigt werden. 

3.2. Eme gerechtere Einkommensverteilung beinhaltet aullerdem: 
- In einigen Mitgliedstaaten  mull  in Tarifvertragen zwischen den So-

zialpartnern ein vernünftiges Verhältnis zwischen Einkommen und 
Leistung nach gerechteren Kriterien neu bestimmt werden. 

- Bei Umverteilung durch Transferleistungen müssen Gesichtspunkte 
sozialer und regionaler Gerechtigkeit  starker  berücksichtigt werden. 

3.3. Urn die Einkomrnens- und Vermogensverteilung zu verbessern, ist 
eine Sparförderung und eine Beteiligung am Produktivverrnögen erfor-
derlich: 
- Für die Arbeitnehmer  mull  ein Anreiz zum Sparen dadurch geschaf-

fen werden, daB man ihnen Pramien oder steuerliche Begünstigungen 
einräurnt, die ihr Kapital vor der Geldentwertung schützen; 

- Die Arbeitnehmer müssen  an  den Gewinnen der grollen Unterneh-
men beteiligt werden. Die gesetzlich oder im Rahmen von Tarilver-
trägen festzulegenden Gewinnanteile müssen  an  innerbetriebliche 
Fonds eingezahlt werden,  an  deren Verwaltung die Arbeitnehmer und 
ihre Organisationen beteiligt werden müssen. 

3.4. Die fortschreitende Geldentwertung führt zu immer neuen sozialen 
Ungerechtigkeiten, da die Lohnernpfanger und die kleinen unabhangi-
gen Gewerbetreibenden im Gegensatz zu den Besitzenden hiervon am 
meisten betroffen werden. Die Inflationsbekämpfung, sowohi auf einzel-
staatlicher als auch auf europaischer Ebene, bedeutet foiglich Verwirkli-
chung des sozialen Fortschritts. 
3.5. Die Konzentration von Reichtümern in der Hand weniger führt zu 
Machtkonzentrationen, denen jegliche demokratische  Legitimation  fehlt 
und die auch keineswegs durch wirtschaftliche Notwendigkeiten gerecht- 
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fertigt sind. Deshaib  mull  eine gerechtere Verteilung der von der Ge-
meinschaft geschaffenen Reichtumer angestrebt werden. 
3.6. Eine konkrete Mallnahrne besteht darm, den Bürgern die Möglich-
keit zur Beschaffung von Informationen über die Höhe, die Verteilung 
und Tendenzen der Einkommen in  alien  Gesellschaftssektoren zu geben. 
Die Erstellung und die Publizierung von Statistiken über die Einkommen 
- und nicht etwa uur über die Einkommen aus Arbeit - stellen eine we-
sentliche Voraussetzung für die Verwirklichung einer konzertierten Poli-
tik zur Verringerung der Ungleichheiten dar. 

4. Eine Gemeinschaft mit leistungsfâhiger und demokratischer Wirt-
schaftsstruktur. 

Urn die Vollbeschaftigung und die Teilhabe aller am wirtschaftlichen 
Wohlstand der Gemeinschaft zu erreichen, ist eine leistungsfahige Wirt-
schaftsstruktur erforderlich. Eine ausgeglichene Wirtschaftsstruktur ist 
auch Voraussetzung dafür, dali zwischen den Mitgliedstaaten eine Anna-
herung hinsichtlich der wirtschaftspolitischen Zielsetzungen und Metho-
den erfoigt. 

Die europaischen Sozialdemokraten halten am Ziel einer europaischen 
Wirtschafts- und Wahrungsunion fest. Jedoch ist die Forderung der Kon-
servativen, den Wahrungssektor zum Integrationsmotor zu machen, an-
gesichts der  stark  unterschiedlichen Entwicklung von Produktivität, 
Preissteigerungsrate und Zahiungsbilanzen der Mitgliedstaaten unreali-
stisch. Fortschritte in Richtung auf eine Wahrungsunion setzen Erfolge 
bei der Annaherung der wirtschaftlichen Entwickiung in der Gemein-
schaft voraus. Die Wahrungsunion ergibt sich als Resultat einer solchen 
Angleichung der wirtschaftlichen Entwickiung. Zwischenzeitlich ist zur 
Uberwindung von Wahrungsproblemen zwischen den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft und gegenüber Drittiandern eine bessere Abstimmung 
der Regierungen und der Notenbanken der Mitgliedstaaten nötig. Hilfs-
mallnahmen im Einzelfail müssen gemeinschaftlich beschiossen werden. 

4.1. Eine vorausschauende Strukturpolitik für die verschiedenen Wirt-
schaftszweige 

4.1.1. Die wirtschaftlich notwendigen Strukturveranderungen dürfen 
dem Arbeitnehmer nicht schwerwiegende Nachteile zufügen. Deshaib  

mull  dern Strukturwandel in der Wirtschaft standig mehr Beachtung ge-
schenkt werden. Eine wirksame Industriepolitik  mull  dafür Daten set-
zen. 

4.1.2.  Innovation  und Forschung sind Grundlagen der Industriepolitik. 
Kaum ein Land der Gemeinschaft besitzt für sich allein ein ausreichendes 
technisches  Potential.  Deshaib müssen gemeinsame Anstrengungen in 
Gang gebracht und in Gang gehalten werden. 

4.1.3. Eine derartige Strukturpolitik setzt voraus: 
- realistische Wechselkurse innerhaib der Gemeinschaft und gegenüber 

dritten Ländern, 
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- Zugang von ausländischen Arbeitnehrnern aus Drittländern nur irn 
Rahmen  fester  Abkomrnen, die diesen Arbeitnehmern eine soziale 
und rechtliche Sicherung gewahren. 

4.1.4.  Beim  derzeitigen Entwicklungsstand der Gemeinschaft bleiben 
die Staaten auch weiterhin für die Steuerung ihrer Wirtschaft verantwort-
lick. Die GröBe der Problerne, denen sich einige gegenübersehen, kOn-
nen sie veranl assen, von Techniken der Wirtschaftsprograrnmierung und 
-planung Gebrauch zu machen und unter Umsthnden den staatlichen 
Einfluï3bereich zu erweitern. 
Urn eine effiziente und wettbewerbsfahige industrielle Struktur zu schaf-
fen, müssen - wo es zweckmaBig erscheint - Planungssysterne konzi-
piert werden mit dem Ziel, Kapital für die Entwickiung von genossen-
schaftlichen und privaten Unternehmen zu mobilisieren, Partnerschaften 
zwischen dern privaten und öffentlichen Sektor bei Entwickiungsprojek-
ten zu erleichtem und - soweit erforderlich - Direktinvestitionen in 
Produktionsbetriebe durch öffentliche Institutionen zu fördern. 
Die Sozialdernokraten werden, wenn sie derartige Ma13nahmen ergrei-
fen, irn Rahrnen des Gemeinschaftsrechts bleiben und den Markt funk-
tionsfühig erhalten. 
4.1.5. Sehr wichtig ist es, eine ausgewogene Unternelirnensgröl3enstruk-
tur zu erhalten, was Förderung der kleinen und mittleren Unternehmen 
erfordert. Die Kontrolle von marktbeherrschenden Unternehmen und 
von Unternehmenszusammenschlüssen muB auf der Ebene der Gemein-
schaft ausgebaut werden, urn die Bildung von Monopolen zu verhindern 
und den Regeln des Wettbewerbs und der Preisbildung Geltung zu ver-
schaffen. 
4.2. Regionalpolitik 
Eine wirksarne und umfassende Regionalpolitik ist für die zukünftige 
Entwickiung der Gemeinschaft wesentlich. Der Europaische  Regional-
fonds muB ausgebaut und wirksam mit der Sozial-, Industrie- und Agrar-
politik verknüpft werden. 
Die wirtschaftlichen Entwickiungsunterschiede zwischen den emzelnen 
Gebieten der Gemeinschaft erfordern eine abgestimmte Regionalpolitik 
mit klarer Zielsetzung, die die Schaffung von Arbeitsplatzen in den 
strukturschwachen Rand- und Agrargebieten ermöglicht. Die  Mittel  des 
Europäischen Regionalfonds müssen ausreichen, urn mittelfristig eine 
nachhaltige Wirkung zu erzielen. Die  Mittel  müssen konzentriert einge-
setzt werden. Darüber hinaus muB die Gemeinschaft den regelmaBigen 
privaten Kapitalfiuü in die unterentwickelten Gebiete der Gemeinschaft, 
in denen Entwicklungsrnöglichkeiten bestehen, erleichtern. 
4.3. Sicherung der Energie- und Rohstoffversorgung 
Die Energie- und Rohstoffarmut der Gemeinschaftsländer bedroht die 
Vollbeschaftigung. 
Unser Ziel ist eine Verringerung der Einfuhrabhangigkeit durch 

optimale Nutzung der in der Gemeinschaft vorhandenen Energie- und 
Rohstoffquellen, 
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- verstärkte Einsparung von Energie und Rohstoffen, 
- Ausbau der Bevorratung und Verbesserung des Krisenmanagements 

der Gemeinschaft, 
- Förderung der Energieforschung und -entwickiung. 

4.4. Agrarpolitik 
Europüische Sozialdemokraten sind der Auffassung, daB die europaische 
Agrarpolitik in den Zusammenhang der Probleme der Welternahrung 
gesteilt werden muli. Das Wachstum der Agrarproduktion halt nur miih-
sam Schritt ruit dem Wachstum der Bevölkerung, insbesondere in der 
Dritten Welt. 

Daraus ergibt sich als wichtigste Erkenntnis die dringende Notwendigkeit 
der Steigerung der Ernahrungsgüterproduktion vor allem in den Ent-
wicklungslandem selbst. 

In euler Übergangszeit wird es jedoch insbesondere für bestimmte Er-
zeugnisse unerläl3lich sein, die Produktion auch in den gemaJ3igten Kli-
mazonen der Industrie1änder auszuweiten. 

Auf  Dauer  würde jedoch die Nahrungsmittelhilfe die Zahlungsbilanzen 
der Entwicklungslander zu sehr belasten; sie  mull  daher zeitlich begrenzt 
sein. 

Sowohl im Interesse der Dritten Welt als auch in unserem eigenen Inter-
esse ist eine leistungsfahige Landwirtschaft, die einen grollen Teil des ge-
meinschaftlichen Nahrungsmittelbedarfs deckt, ein unverzichtbarer Be-
standteil der europaischen Wirtschaft. 

Unvereinbar ruit den Vorstellungen sozialdemokratischer Wirtschaftspo-
litik ist jedoch 
- das Streben nach Selbstversorgung in dem Bereich der Landwirtschaft 

wie anderswo: Die Gemeinschaft  mull  im Gegenteil auf dem Wege in-
ternationaler Handelsverhandlungen für faire und angemessene Han-
delsbedingungen und damit für eine bedeutende Entwickiung des 
freien Warenaustauschs sorgen, der heute in vielen Teilen des interna-
tionalen Handels bedroht ist. 

- Das Dulden von strukturellen Überschüssen: Die Gemeinschaft kann 
der Landwirtschaft das Marktrisiko nicht völlig abnehmen. Sie kann 
den europäischen Steuerzahler und Verbraucher auf  Dauer  nicht ruit 
unverkäuflichen Produktionsüberschüssen belasten. 

Die sozialdemokratischen Parteien der Europaischen Gemeinschaft wer-
den sich für eine Reform der gemeinsamen Agrarpolitik einsetzen. 
Diese enthält vor allem folgende Elemente: 
- Bei Erzeugnissen, bei denen ein mehrjahriges Ungleichgewicht zwi-

schen Gemeinschaftserzeugung und -verbrauch besteht, und auch  em  
Absatz auf dem Weitmarkt nur mit grollen Kosten möglich ist,  mull  
bis zur Wiederherstellung des Marktgleichgewichts eine vorsichtige 
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Preispolitik betrieben werden. Dabei entstehende soziale Harten sind 

lernents durch direkte, vorübergehende Einkommenshilfen auszugleichen,  so-
weit dies erforderlich ist. 

- Irn Haushalt der Gemeinschaft ist ein angemessenes Verhältnis zwi-
schen Ausgaben zurn Zweck der Preisstützung und der Strukturver-
besserung zugunsten der letzteren herzustellen. 

päische 
riährune 5. Für eine Gemeinschaft der Wirtschaftsdemokratie 

5.1. Die Marktwirtschaft führt nicht von sich aus zur sozialen Gerechtig-
keit. Solange die Arbeitnehmer and ihre Vertreter nicht  an  der wirt-
schaftlichen und sozialen Planung beteiligt werden, solange keine echte 
Wirtschaftsdemokratie verwirklicht wird, können die Arbeits- und Le-
bensbedingungen in absehbarer Zeit nicht vermenschlicht werden. Pia-
nung und Dernokratisierung dürfen nicht allein auf den öffentlichen Sek-
tor beschrankt bleiben. Es gilt, die dernokratische Kontrolle der gesarn-
ten Wirtschaft zu verbessern. In einer Geseilschaft der Arbeitnehmer 
können diese nicht langer vom EntscheidangsprozeB der Wirtschaft aas-
geschlossen werden. 
5.2. Diese Beteiligang der Arbeitnehmer  an  den Entscheidungen der 
Wirtschaft kann in den einzelnen Mitgliedstaaten der Earopaischen Ge-
meinschaft anterschiedlich verwirklicht werden. 
Das angestrebte Ziel wird immer lauten: Beteiligung der Arbeitnehmer  
an  der Wirtschaftslenkang der Unternehrnen and gemeinsames Tragen 
der Verantwortung, gleichgültig ob es sich 
- urn die Vertretang der Arbeitnehmer in den Führungsgremien staatli-

cher oder privater Unternehrnen, 
- am die Mitbestimmang auf paritätischer Basis, 
- am die Aasdehnung der Verhandlungsbefugnis der Gewerkschaften 

auf alle Betrïebsbereiche des Unternehmens 
- oder urn die Selbstverwaltung 
handelt. 
Die konservative Forderung, die Arbeit dem Kapital unterzuordnen, 
wird abgelehnt. Die unerläüliche Dernokratisierung der Wirtschaft stelit 
eine wesentliche Etappe auf dern Weg zur Beteiligang der gröütmögli-
chen Zahl von Mannern and Fraaen am wirtschaftlichen und sozialen Le-
ben in all seinen Bereichen dar. 
5.3. Die Verwirklichang von mehr Demokratie in der Wirtschaft and in 
der Geselischaft bedeutet auch entschlossenes Eintreten für den Abbau 
von bestehenden Machtpositionen. 
Dies erfordert zugleich die zügige Erweiterting der Kontrollrechte der 
Arbeitnehmer and die Durchführang einer aktiven Wettbewerbspolitik 
bei den einzelstaatlichen and gemeinschaftlichen Stellen, die insbesonde-
re das Ziel verfolgt, die Entwicklung der multinationalen Gesellschaften 
in den  Gruff  zu bekommen, denn die in steigendem Maüe von Monopol-
and Oligopoigesellschaften mit zumeist internationaler Reichweite be-
herrschten earopäischen Marktstraktaren müssen rnöglichst rasch in  em  
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Gleichgewicht gebracht werden. Die multinationalen Geselischaften stel-
len Wirtschaftsmächte bisher unbekannten Ausmafles dar. 
Diesen multinationalen Unternehmen darf es nicht langer ermöglicht 
werden, sich der demokratischen Kontrolle der Gemeinschaft und den 
Notwendigkeiten der Wirtschaftspolitiken der einzelnen  Lander  zu ent-
ziehen. 
Die Sozialisten fordern deshaib die Schaffung eines gemeinschaftseige-
nen, mit juristischen und technischen Möglichkeiten ausgestatteten  In-
struments  zur Kontrolle der Tatigkeit gro13er Unternehmen und der Em-
haltung der Wettbewerbsregeln, damit die Verwirklichung der sozialen 
und wirtschaftlichen Ziele der Gemeinschaftspolitik nicht infrage gesteilt 
wird. Diese Maflnahmen mül3ten insbesondere eine Präventivkontrolle 
bei Unternehmenszusammenschlüssen erlauben. 
5.4. Bei der Harmonisierung der europâischen Rechtsvorschriften über 
die Geseilschaften mul3ten daher die nachstehenden Fragen im Zusam-
menhang mit Konzentrationserscheinungen geregelt werden: 

Eindeutige  Definition  des Begriffs Konzern, des leitenden Unterneh-
mens und der Art der Abhangigkeit der Konzernglieder; 

- Vertretung der Arbeitnehmer auch in den Gremien der beherrschen-
den Unternehmen sowie der Gruppen, die sie vertreten; 

- Verpflichtung der Konzerne zur Aufstellung und Veröffentlichung 
konsolidierter Abschlüsse nach einheitlichen Bestimmungen und 
Richtlinien. 

6. Für eine Gemeinschaft einer verbesserten sozialen Sicherheit 

6.1. Die unerläBliche Koordinierung und Harmonisierung der Sozialge-
setzgebungen bedeutet keineswegs Einschränkungen der Tariffioheit der 
Gewerkschaften. Es liegt jedoch  an  ihnen, ihre Vertragspolitik besser als 
bisher international zu koordimeren. Wir unterstützen mit allen Mitteln 
die Möglichkeiten zur starkeren Koordinierung der Gewerkschaftsarbeit. 
Das anzustrebende Ziel heiBt Abschluü von Tarifverträgen auf europäi-
scher Ebene. Die Organe der Gemeinschaft müssen über die Förderung 
euler europäischen Politik für die Tarifvertrage hinaus auf die fortschrei-
tende Beseitigung aller noch bestehenden diskriminierenden Unterschie-
de zwischen den einzelstaatlichen Sozialgesetzgebungen drangen. 
6.2. Die Verbesserung und die Harmonisierung der Lebensbedingungen 
in der Europaischen Gemeinschaft müssen sich ebenfalls auf die soziale 
Sicherheit erstrecken. Alle Bürger der Mitgliedstaaten müssen in deren 
GenuB kommen. Es darf keine ,,Inseln" geben, auf denen es keine Si-
cherheit gibt. Die europUische Sozialpolitik mul3 soweit vorangetrieben 
werden, urn zu ermöglichen: 
- die gesamte Bevölkerung  an  den unterschiedlichen Formen der sozia-

len Sicherheit zu beteiligen, 
- die Gewahrung von Sozialleistungen unter Berücksichtigung der Wirt-

schaftskraft zu garantieren, 
- die Höhe dieser Leistungen  so  festzusetzen, daB im Schadens- bzw. 
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Unglücksfall die Aufrechterhaltung des Lebensstandards sicherge-
steilt werden kann. 

6.3. Ferner  mull  eine fortschreitende Harmonisierung der Bewilligungs-
grundlagen für die sozialen Ansprüche erreicht werden. Behinderten und 
llhnlichen Personengruppen  mull  ein Recht auf Eingliederung bzw. Wie-
dereingliederung in das Erwerbsleben zugestanden werden. Die Sozial-
versicherungssysteme müssen noch mehr als bisher zur Beseitigung von 
Diskriminierungen z.B. von Frauen, ülteren Arbeitnehmern und auslän-
dischen Arbeitnehmern beitragen. 
Mit der Ausdehnung der sozialen Sicherheit auf alle diej enigen Bevölke-
rungsschichten, die für ihre Lebensbedürfnisse keinerlei Hilfe oder ledig-
lich eine unzureichende Hilfe empfangen, wollen die Sozialdemokraten 
einen entscheidenden Beitrag zum Kampf gegen die Ungleichheit und 
die Armut innerhaib der Gemeinschaft leisten. 
Für den sozialen Fortschritt steilt die Schaffung eines  Systems  von Sozial-
leistungen (wie z.B. im Gesundheitswesen, Familienzulagen, Renten und 
konkrete Rechtsansprüche auf standige Fortbildung) einen wichtigen In-
dikator dar. Die Schaffung eines Sozialleistungssystems und die Verwirk-
lichung öffentlicher Dienstleistungen sind unabdingbare Voraussetzun-
gen für die Persönlichkeitsentfaltung des Menschen und  seine  Chancen-
gleichheit. 

7. Für eine Gemeinschaft der besseren Lebens- und Arbeitsbedingungen 

Eine wesentliche Voraussetzung für die Persönlichkeitsentfaltung ist die 
Schaffung besserer Lebens- und Arbeitsbedingungen. Die Bemühungen 

zialge- in dïeser Richtung müssen in eine umfassende Umweltschutzpolitik em- 
elt der bezogen werden, die demnach nicht  an  den Fabriktoren haitmachen 
;ser als kann. 
vlitteln 7.1. Die Humanisierung der Arbeitswelt erfordert die Bekampfung aller 
arbeit Lärm- und Geruchsbelastigungen, sowie die Abschaffung von Techni- 
iropal- ken, die - wie Fliellband oder Akkordarbeit - erschöpfend und abstum- 
clenrug  pfend sind. Nicht mehr der Mensch  mull  sich der Produktionstechnik an- 
schrei- passen, sondern vielmehr die Maschinen und Techniken haben sich den 
rschie- Bedürfnissen und den Fahigkeiten des Menschen am Arbeitsplatz anzu- 

passen. Insbesondere Frauen, werdende Mütter und Jugendliche müssen 
ungen einen verstärkten sozialen  Schutz  hinsichtlich ihrer Arbeitsbedingungen 

soziale geniellen. Dieser  Schutz  darf nicht zu Benachteiligungen führen. Neben 
deren der Abschaffung körperlicher Belastungen am Arbeitsplatz durch Ver- 

me Si- besserung der Umweltbedingungen und durch Arbeitsdiversifizierung 
neben stellt die Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes eine 

Notwendigkeit allerersten Ranges dar. Deshalb müssen innerhalb der 
5OZ1F- Europäischen Gemeinschaft Normen für die optimale Vereinheitlichung 

der Bestimmungen über die Arbeitssicherheit geschaffen und Forschung 
r  Wirt-  und Lehre in den Bereichen gefördert werden, die der Verbesserung der 

Arbeitsbedingungen des Menschen dienlich sind. 
bzw. In diesem Sinne und mr Verhütung von Unfühlen müssen in  alien  Betrie- 
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ben regelmaliige Sicherheitskurse durchgeführt werden unter Beteiligung 
der Arbeitnehmer und ihrer Organisationen. Im Interesse der Verhütung 
von Berufskrankheiten oder zumindest ihrer Früherkennung ist es erfor-
derlich, der Arbeitsmedizin grö13ere Beachtung zu schenken und die Ar- 
beitnehmer regelmaliig ärztlich untersuchen zu lassen. 
7.2. Eine umfassende Gesundheitspolitik erfordert ferner unter ande-
rem eine ausreichende Zahl  an  hygienischen und familiengerechten 
Wohnungen; ausreichende materielle Sicherheit und die  Integration  al-
ler, insbesondere der älteren Menschen in das Sozialsystem; den Kampf 
gegen alle gesundheitsschadigenden Einflüsse (Luft- und Wasserver-
schmutzung, Larm); den Verbraucherschutz (Nahrungsmittelkontrolle, 
Bekampfung von Schadstoffen) sowie die Weiterentwicklung der Präven-
tivmedizin. Eine Medizin, die sich darauf beschränkt, lediglich den be-
reits erkrankten Menschen zu behandein, wird ihrer  Rolle  nicht völlig ge-
recht. Jedem mul3 - unabhangig von seinen wirtschaftlichen Verhaltnis-
sen - das Recht auf ärztliche Behandlung nach den neuesten medizini-
schen Erkenntnissen zustehen, gemaü dem Grundsatz, daB  Gesundheit  
nicht allein gleichbedeutend mit Nicht-Kranksein ist, sondern  em  
HöchstmaB  an  körperlichem, geistigem und sozialem Wohiergehen em-
schlieSt. 
In unserer von Verstadterung und Industrialisierung geprägten Welt 
stelit die Verbesserung der Lebensqualitat eine der Hauptsorgen des de-
mokratischen Sozialmus dar. Für die Raumordnung und die Regionalpo-
litik müssen  Plane  entworfen werden, die nicht nur dem Erfordernis der 
Strukturverbesserung, sondern auch den Umweltschutzinteressen ge-
recht werden. Eine wichtige Aufgabe der Gemeinschaft wird es dabei 
sein, eine grenzüberschreitende Umweltschutzpolitik zu verwirklichen. 
Mehr als je zuvor müssen die etwaigen Auswirkungen des Wirtschaftsge-
schehens und staatliche Investitionsentscheidungen auf die Umwelt be-
dacht werden. Die strenge Anwendung des ,,Verursacherprinzips" mülite 
zur Folge haben, daB die Kosten für die Verhütung oder die Beseitigung 
von Umweitschäden von jenen getragen werden, die sie letztlich verursa-
chen. 

8. Für eine Gemeinschaft der besseren Ausbildungsmöglichkeiten 

Der demokratische Sozialismus setzt sich für ein gerechtes Bildungswe-
sen  em,  das dem einzelnen Chancengleichheit, Effizienz und maximale 
Entfaltungsmöglichkeiten bietet. Die Sozialisten wollen, daB jeder, ohne 
Ansehen von sozialer Herkunft, von Geschlecht und Alter die bestehen-
den Bildungsmöglichkeiten nutzen kann. Dieser Grundsatz muB in den 
einzelnen Bildungssystemen der Mitgliedstaaten der Europaischen Ge-
meinschft einheitlich angewendet werden. 
Die standige Weiterbildung (Erwachsenenbildung) muB künftig für alle 
die Möglichkeit beinhalten, jederzeit mi Verlauf des Lebens hinzuzuler-
nen. Sozial gesehen ist es gerechter, wirtschaftlich vernünftiger, und vor 
allem liegt es im Interesse des Menschen und seiner Lebensbedingungen, 
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die erganzende Bildung zu einem Teil des gesamten Bildungssystems zu 
machen, statt den ersten Bildungsabschnitt standig zu verlängern. 
Die Notwendigkeit einer europäischen Politik der permanenten Fortbil-
dung mul3 zu einer Leitlinie für das Handein der Gemeinschaft werden. 
Es gilt dabei: 
- jedem - ob  Mann  oder Frau - die Möglichkeit zu geben, den mehr 

oder weniger vorhersehbaren Veranderungen, die im Berufsleben 
eintreten können, erfoigreich zu begegnen (Umschulung, Umstellung 
auf eine neue Arbeit, Reaktivierung und Erganzung des Wissensstan-
des, Möglichkeiten des beruflichen Aufstiegs); 

- durch these Politik gegen die Chancenungleichheit anzukampfen, urn 
jedern - ob  Mann  oder Frau -, der die Möglichkeiten des Schulsy-
stems nicht voll ausschöpfen konnte, die Gelegenheit zu einer zweiten 
oder dritten  Chance  zu bieten; 

- jedern - ob  Mann  oder Frau - die Möglichkeit zu eröffnen, trotz der 
Zwänge des Berufsiebens, sein Privatleben besser zu meistern, sein 
Bildungsniveau anzuheben und als Staatsburger voll am Leben der 
Gemeinschaft beteiligt zu werden. 

Zur Erreichung dieser Ziele müBte irn europaischen Rahmen ein Recht 
auf Bildungsurlaub für alle Arbeitnehmer eingeführt werden, die auf the-
se  Weise  während ihrer Arbeitszeit  an  beruflichen Fortbildungs- oder all-
gemeinbildenden Kursen teilnehmen könnten. 
Das Recht auf lebenslange Bildung schliellt sowohl die Entwicklung der 
beruflichen Fahigkeiten des Menschen als auch die Förderung seiner gei-
stig-kulturellen Möglichkeiten  em.  Es  mull also  vermieden werden, daB 
der Bildungsanspruch einen standigen Zwang zur Leistung zur Folge  hat,  
von der wiederum das Einkommensniveau und der soziale Aufstieg ab-
hangig gemacht würden. 
Die Erweiterung des Bildungsangebots und der erganzenden Bildung  
mull  mit einer Aufwertung der rnanuellen und handwerklichen Arbeit 
einhergehen.  

III. AuJ3enpolitik 

1. Europa als Gleichgewichtsfaktor in den internationa!en Beziehungen 

swe- 1.1. Die europaische  Integration  gibt uns die  Chance,  die Abhangigkei- 
male ten und Fremdbestimrnungen zu vermindern, mehr als dies dem isoliert 
ohne handelnden Nationalstaat rnöglich ist. Dies gilt in erster Linie für den 

Ausbau der Mitbestimmungs- und Selbstbestirnmungsrnöglichkeiten des 
i den einzelnen Menschen; es gilt aber auch für die Staaten insgesamt. Das 

Ge- durch Solidarität verbundene Handein dernokratischer Staaten nach au- 
Ben vermag Abhangigkeiten zu verringern und ein integriertes Europa zu 

r alle einern friedensfördernden Faktor in der Welt zu entwickein. 
Die Europaische Gemeinschaft ist uns dafür als ein Rahrnen für unser 

d vor Handeln vorgegeben. Sie entspricht unserer wirtschaftlichen und sozia- 
rigen. len Entwicklung, und dem pluralistischen Charakter unserer politischen 
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Einrichtungen. Die Zusammenarbeit und die Solidarität der Gemein-
schaftsländer bilden eine neue Realität, in der die in einem der Staaten 
auftretenden Phânomene Rückwirkungen auf die Verhältnisse in den an-
deren Staaten haben. Verstärkte Solidarität zwischen diesen Staaten ver-
leiht der wirtschaftlichen und sozialen Neuordnung zusätzlichen 
Schwung, mit der ganz Europa von den noch vorhandenen, gröl3tenteils 
auf die Herrschaft einiger Minoritäten über die Gesellschaft zurückzu-
fiihrenden Archaismen befreit werden soli. Doch darf sich die Entwick-
lung einer ,,europaischen Politik" nicht auf die Lösung innereuropaischer 
Probleme beschranken; sie muB auch die Möglichkeit bieten, zur Lösung 
dreier wesentlicher Fragen beizutragen, die sie notwendig mit em-
schlieSt: 
- die Beziehungen zu den GroBmächten, 
- die Beziehungen zu den Ländern auBerhalb der EG, 
- die politische Zusammenarbeit zwischen den EG-Mitgliedstaaten. 
1.2. Die besondere  Rolle  der Groilmächte USA und Sowjetunion wird 
bestimmt durch ihre hochentwickelte Industrialisierung bei  starker  Be-
vöilcerungszahl; durch ungewöhnliche Ressourcen im Rohstoff- und 
Energiebereich; durch die ausschlieBlich ihnen gegebene Fahigkeit zum 
nuklearstrategischen Overkill im Militarischen; durch ihre bedeutende 
Steilung im maritimen Bereich, durch ein beachtliches Engagement im 
konventionellen Waffenexport, der haufig für die eigenen Machtinteres-
sen eingesetzt wird; gleichzeitig sind die beiden GroBmächte weniger ab-
hüngig von der Notwendigkeit des  Exports  industrieller Güter. Ihre insti-
tutionelle Stärke gegenüber der Europäischen Gemeinschaft wird durch 
zentrale politische Entscheidungsinstanzen in Washington und Moskau 
unterstrichen. 
Die Europalsche Gemeinschaft muB sich als eigene souveräne politische 
Persönlichkeit behaupten. 
Die Beziehungen zwischen Europa und den Vereinigten Staaten sind am-
bivalent deshalb, weil Europa vor allem durch den demokratischen So-
zialismus und die Arbeiterbewegung eine eigene Vorstellung der sozialen 
Demokratie und des Prinzips der sozialen Gerechtigkeit entwickelt  hat.  
Es ware falsch zu verschweigen, daB es auch Gegensatze in den Wirt-
schaftsinteressen gibt, zugleich gibt es aber auch eine Komplementaritat 
der Wirtschaftsbeziehungen. 
Die Teilung Europas unterstreicht ebenfalls die dominierende Stellung 
der Vereinigten Staaten. Europas Identitatsfindung vollzieht sich nicht 
über eine Konfrontation mit den USA. Was wir erstreben, ist die Zusam-
menarbeit auf gleichberechtigter Basis. 
Die notwendige Entwickiung einer Zusammenarbeit zwischen Europa 
und den Vereinigten Staaten, bei der nicht nur bilaterale Probleme ange-
gangen werden sollen, sondern mit der auch ein Beitrag zur Lösung der 
Probleme von Drittländern geleistet werden  soil,  setzt die gegenseitige 
Achtung der Souveränität voraus. Das Bestehen einer europaischen  Di-
mension,  die durch die Direktwahlen zum Europüischen Parlament ver- 
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jemein- starkt wird, ist in dieser Hinsicht von nicht unerheblicher Bedeutung. Die 

Staaten Europaische Gemeinschaft muB die mit den Vereinigten Staaten begon- 

den nenen wirtschafts-, handels- und wahrungspolitischen Verhandlungen in 

ten ver- diesem Sinne erneut aufgreifen, weiterentwickein und vertiefen. 

Ltzlichen Urn diese schwierigen Verhandlungen, bei denen Japans  Rolle  nicht un- 

Itenteils terschätzt werden darf, erfoigreich durchzustehen, muli die Gernein- 

irüclçzu- schaft selbst ihre Haltung zum internationalen Wahrungssystem, zur neu- 

ntwick- en Weltwirtschaftsordnung, zum Nord-Süd-Dialog neu oder prâziser de- 

päischer finieren. 

Lösung 1.3. Die Beziehungen zur Sowjetunion und den osteuropäischen  Lan- 

[nit elm  dern bilden ebenfalls eines jener grolien Vorhaben, deren Vollendung 
die Aufgabe einer am demokratischen Sozialismus orientierten Gemein- 
schaftspolitik ist. 
Die europäische Einigung richtet sich nicht gegen Osteuropa. Für die 

Laten. Gemeinschaft ist die Verwirklichung der Schiuüakte von Helsinki  em  

ion wir(I entscheidendes Instrument, urn die bilateralen und multilateralen Bezie- 

ker Be- hungen zu den osteuropaischen Staaten zu verbessern. 

)ff. und Es ist nötig, die Beziehungen der Gemeinschaft zu den östlichen Staats- 

reit zum handelsländern zu normalisieren. 

eutende Gegenwartig macht der Handel der Gemeinschaft mit den Ländern des 

nent ini Ostens noch einen sehr geringen Teil ihrer internationalen Handelstatig- 

tinteres- keit aus. Die Gemeinschaft  mull  ihre Märkte entwickein und insbesonde- 

iiger ah- re als aktiver Wettbewerber in dieser Zone auftreten. Initiativen zur Be- 

ire  insti- günstigung einer Schaffung von paneuropaischen Institutionen müssen 

:d durch sorgfaltig geprüft werden: sie dürfen nicht als konkurrierende Instanzen 

Moskau zur Europaischen Gemeinschaft selbst konzipiert werden, sondern müs- 
sen im Gegenteil als erganzende Möglichkeit zur Herstellung eines dau- 

olitische erhaften, ehrlichen und konstruktiven  Dialogs  innerhalb der Beziehun- 
gen zu den Volksdemokratien Osteuropas gesehen werden. 

ind am- 1.4. Femer  mull  die Europaische Gemeinschaft ihre Beziehungen zu den 

hen  So-  demokratischen Ländern des Westens entwickeln, die nicht EG-Mitglied 

sozialen sind. 

elt  hat  In diesern Zusammenhang  mull  die Europaische Gerneinschaft sich be- 

m  Wirt-  mühen, beitrittswilligen Ländern die bestmöglichen Bedingungen zu 

sntaritat schaffen. Soweit diese  Lander  nach einem wirklich demokratischen  Sy- 
stem  regiert werden, und ohne die Probleme zu unterschätzen, denen so- 

Stellung wohi die Gemeinschaft wie diese  Lander  selbst gegenüberstehen,  mull  
eh nicht ein Verfahren in Gang gesetzt werden, das es Griechenland, Portugal 

Zusarn- und Spanien errnöglicht, etappenweise immer enger assoziiert zu wer- 
den, bis hin zur schlielllichen Vollmitgliedschaft, deren politischer Vor- 

Europa teil schwerer wiegt als die praktischen Schwierigkeiten. Tm übrigen  mull  
ne ange- die Gemeinschaft ihren Handel in allen Bereichen intensivieren, und 

mng der zwar mit den nordeuropiiischen Ländern  so  gut wie mit Österreich, der 
rnseitige  Schweiz  und Jugoslawien. 

:hen Di- 1.5. Trotz einiger Schwierigkeiten wahrend der Krise im Jahre 1973 war 
rent ver- der politischen Zusarnmenarbeit ein gewisser Erfolg beschieden, insbe- 
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sondere durch die gemeinsamen Stellungnahmen hei den Vereinten Na-
tionen und im Nahost-Konfijkt. Die Zusammenarbeit muB noch ver-
starkt werden, damit Europa hei der Suche nach friedlichen Lösungen  an  
den Krisenherden, insbesondere im Mittleren  Osten  und im östlichen 
Mittelmeer eine nützliche  Rolle  spielen kann.  Daher  ist die Ausarbeitung 
einer Weitpolitik durch die EG-Mitgliedstaaten eines der vorrangigen 
Ziele, das besseren Zusammenhalt und eben dadurch Europas Unabhän-
gigkeit, die Ablehnung jeglichen Imperialismus oder Totalitarismus, ge-
wahrleisten kann. 

2. Europa als Faktor der Entspannung 

2.1. Europa versteht sich als Friedensmacht. Gesellschaftlicher Fort-
schritt in Freiheit und Eigenverantwortung nach innen und nach auBen 
sind für uns nur denkbar, wenn uns der Frieden erhalten bleibt. Wir wol-
len dazu unseren Beitrag leisten und unterstützen deshalb die Entspan-
nungspolitik zwischen Ost und West. Unser Ziel ist es, auf einen Zustand 
hinzuwirken, in dem eine europaische Friedensordnung Wirklichkeit 
wird. 
Der organisierte Friede ist Europa versagt geblieben; denn die bloBe Ab-
wesenheit von  Krieg  ist noch nicht der gesicherte Friede. Wir bejahen 
deshalb eine bewuBt kriegsverhütende Politik. Wir wollen Entspan-
nungspolitik zwischen den Blöcken. Die Periode der Konfrontation muB 
endgültig abgelöst werden von einer Periode der Kooperation, weil in 
den Beziehungen der Völker und der Staaten die Erhaltung des Friedens 
das höchste Ziel und der dominierende  Wert  sein müssen. Zusammenar-
beit auf allen Ebenen, Kontakte und kultureller Austausch, freund-
schaftliche Beziehungen und Freizügigkeit werden nicht den Unterschied 
der politischen Systeme beseitigen, aber sie sind wichtige und unverzicht-
bare Elemente einer kriegsverhütenden Politik. 
2.2. Europas Sicherheit ist heute noch gebunden  an  die Aufrechterhal-
tung des militärischen Gleichgewichts. Die Staaten der Europaischen 
Gemeinschaft können gegenüber dem Warschauer Pakt nur durch das 
Bündnis der Atlantischen Allianz ihren Sicherheitsinteressen gerecht 
werden. Es ist gegenwärtig kein Zeitpunkt abzusehen, zu dem sich dies 
ändern kann. Die Grölienordnungen, die politischen wie die militäri-
schen, sprechen dagegen. 
Die Sicherheit der europäischen Staaten voffzieht sich im Augenblick in 
der engen Zusammenarbeit im Rahmen der Atlantischen Allianz, aber 
das langfristige Ziel bleibt die Uberwindung der Blöcke, die  Organisa-
tion  des Friedens, d.h. die schrittweise Abrüstung, die Truppenvermin-
derung in Europa  (Wiener  Verhandlungen), die Vertiefung von Helsin-
ki, insbesondere die SicherheitsmaBnahmen (Austausch von Beobach-
tern, Beobachtung miiitärischer Manöver). 
Der Einsatz nuklearer Waffen, ob strategischer oder taktischer Art, ware 
auf dem europäischen Kontinent für die Staaten beider Blöcke eine Ka-
tastrophe weitgehender Selbstzerstörung. Die Tatsache, daB Frankreich 
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und Groübritannien über ein nukleares  Potential  unter nationaler Kon-
trolle verfügen, ist für die europaische Verteidigung von Bedeutung. 
In der Sicherheitspolitik müssen die nachfolgenden Faktoren und Proble-
me besonders beachtet werden: 
- Abrüstung, Rüstungsbegrenzung, Rilstungskontrolle, gleichwertiger 

Abbau der groBen militärischen Zerstörungskräfte sind für den Fort-
gang der Entspannung von entscheidender Bedeutung. 

-  So,  wie es notwendig ist, daB alle Staaten der Gemeinschaft ihren Bei-
trag für die Sicherheit Europas leisten, müssen auch alle Schritte der 
Entspannung und Abrüstung gemeinsam voifzogen werden. Dies al-
lein ist eine tragfahige Grundlage für die laufenden Abrüstungsver-
handlungen. 

- Die Verhandlungen über die KSZE-SchluBakte von Helsinki haben 
gezeigt, daB es wichtig ist, die sich als  neutral  oder blockfrei verste-
henden Staaten Europas in die Entspannungspolitik einzubeziehen. 
Die künftige Unversehrtheit und bleibende Unabhangigkeit dieser 
Staaten ist eine wichtige Voraussetzung für das politische und miiitari-
sche Gleichgewicht in Europa. 

- Konflikte der  an  das Mittelmeer angrenzenden Staaten können den 
Frieden in Europa gefahrden. Auch wenn von diesen Konflikten weit-
gehend Staaten Nordafrikas und Asiens und im Nahen  Osten  unmit-
telbar und  starker  betroffen sind, muB es das Ziel und die Absicht der 
Staaten der Gemeinschaft sein, eine Mittelmeerpolitik auszuarbeiten 
und einen Beitrag für eine dauernde Friedensregelung im Mittelmeer-
raum und im Nahen  Osten  zu leisten. Staaten, die als neue Mitglieder 
den Weg in die Europaische Gemeinschaft suchen, müssen sich ver-
pflichten, ihre Konflikte nicht militärisch auszutragen. 

2.3. Die Unterzeichnung der Schiuüakte der Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa in Helsinki, am 1.  August  1975, war ei-
nes der wichtigsten Ergebnisse der Entspannungspolitik für ganz Europa. 
Diese Schiuüakte ist der erste umfassende Kooperationsversuch zwi-
schen Ost und West in Europa seit Ende des Zweiten Weltkrieges. Sie 
enthalt umfangreiche praktische Kooperationsvorhaben auf zahlreichen 
Gebieten. Insbesondere im wirtschaftlichen Bereich ergeben sich da-
durch  positive  Ansätze für die Weiterentwicklung der Ostbeziehungen, 
z.B. durch industrielle Kooperationen im Energiebereich, verstarkten 
Handelsaustausch und Zusammenarbeit in Wissenschaft, Technik, Urn-
welt und Verkehr. Fine Verbesserung der Beziehungen läüt sich aber 
aufgrund der KSZE-SchluBakte auch im humanitären Bereich erreichen. 
Dazu gehören Verwandtenbesuche, Familienzusammenführung, Reise-
möglichkeiten und die Verbesserung der Arbeitsmöglichkeiten der Jour-
nalisten ebenso wie die Intensivierung der Beziehungen im Bereich der 
Kultur, der Wissenschaft und des  Sports.  Die SchluBakte von Helsinki 
muB als Ganzes gesehen und bei ihrer Verwirklichung als Ganzes behan-
delt werden. 
Wir wollen uns bemühen, die Vorstellungen zur Zusammenarbeit, die in 
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der KSZESch1uBakte enthalten sind, in  alien  Aspekten, auf bilateraler 
und multilateraler Ebene, zu verwirklichen. Wir treten dafür ein,  dali die 
Europaische Gemeinschaft im Rahrnen der multinationalen Zusammen-
arbeit direkte Verbindungen mit dem Rat für gegenseitige Wirtschaftshil-
fe aufnimrnt, urn die Kontakte zwischen beiden Organisaionen zu intensi-
vieren. 
2.4. Ziel der Entspannungspolitik  mull  sein, schrittweise einen Zustand 
herbeizuführen, in dern ein militärischer Angriff aus dern Stand unmög-
lich wird. Doch wird der Fortgang der Verhandlungen über Truppenab-
ban in Europa mit davon abhangen, oh es den Weltmächten gelingt, sich 
auf einen weiteren Vertrag über die Begrenzung strategischer Waffen zu 
eirligen. Die Begrenzung der strategischen nuklearen Rüstung durch die 
USA und die Sowjetunion ist für Europa wichtig und ein notwendiger 
Bestandteil der Entspannungspolitik. 
Es ist zu befürchten, dali eine neue Runde des Rüstens einsetzt, wenn die 
Gesprache und Verhandlungen über Abrüstungsmal3nahrnen nicht zu 
konkreten Ergebnissen führen. Gewaltige  Mittel  materieller finanzieller 
und technologischer Art werden Jahr für Jahr zum Zwecke der Zerstö-
rung und für Waffen ausgegeben. 
Wiirden diese  Mittel  auch nur teilweise zum Wohiergehen der Mensch-
heit investiert, könnten sie grolle Erleichterung und Linderung von Not 
und Elend bringen. Für die Parteien des demokratischen Sozialismus, für 
die Arbeiterbewegung in Europa war Friedenspolitik seit über hundert 
Jahren eine wichtige Saule ihrer Programmatik. Heute, unter den Bedin-
gungen des nuklearen Zeitalters, ist bewulit gewoilte Friedenspolitik eine 
Existenzfrage der Menschheit. 

3. Europa als Solidaritätsfaktor 

3.1. In der Sicht der Sozialdernokraten stellen die Beziehungen zu den 
Entwicklungslandern die wichtigste Herausforderung der nächsten Jahre 
dar. Die tiefe Kluft, die zwischen den reichen Ländern und den Entwick-
lungslandern in Bezug auf Wohistand, Wissen und Macht besteht, erfor-
dert eine Politik, die dazu beitragt, diese Kluft zu verringern. Eine derar-
tige Politik kann irn Rahmen der Europâischen Gemeinschaft auf drei 
verschiedene Weisen gefördert werden. 
3.2. In erster Linie dadurch, daB die Gemeinschaft in dem intensiven in-
ternationalen Dialog zwischen armen und reichen Lündern eine gernein-
same fortschrittliche  Position  einnimmt. Die Erfahrung zeigt, daB in den  
Fallen,  in denen der Gemeinschaft ein Durchbruch gelingt, es für reiche  
Lander  wie die Vereinigten Staaten und Japan schwierig ist, nicht mitzu-
ziehen. 
3.3. In zweiter Linie kann die Gemeinschaft durch ihre eigene Politik die  
Position  der Entwickiungsländer verbessern, wobei nicht allein  an  die 
klassische Politik der Zusamrnenarbeit in Entwicklungsfragen, sondern 
auch  an  die Auilenhandelspolitik und  an  die Agrarpolitik zu denken ist. 
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ateraler 
Notwendig ist eine Strukturplanung in der EG, bei der die Bedürfnisse 

daB die der Entwicklungslander berücksichtigt werden. 
3.4. Die Bemühungen der einzelnen Gemeinschaftsländer urn Zusam- 

immen- 
aftshil- 

menarbeit bei der Entwickiung soilten beträchtlich verstärkt werden, ins- 

intens besondere in den Ländern, in denen die Gesamthöhe der offiziellen Ent- 
wicklungshilfe  hinter  der der anderen zurückbleibt, und diese Bemühun- 
gen soliten durch Konsultations- und Koordinationsverfahren sowie 

7ustand 
durch Harmonisierung

' 

Vermeidung sinnioser Überschneidungen und 
unmog- Widerspruche und Beseitigung von Mangein wirkungsvoller gestaltet  
)penab 

werden. 
g, ic ii  

3.5. Tm Lichte der vorstehenden Ausführungen müssen die folgenden 
iffen zu Ziele verwirklicht und folgende Instrurnente eingesetzt werden: 
irch die 

3.6. Die Gemeinschaft soilte eine  Politik verfolgen, die ,,selfreliance"  
endi get  der Entwicklungländer zu vergröüern und eine gerechte Verteilung von 

Wohlstand, Wissen und Macht in diesen Ländern zu bewerkstelligen. Al- 
enn die le Beziehungen zwischen der Gemeinschaft und den Ländern der Dritten 
icht zu 

Welt sollten sich auf Zusammenarbeit auf der Grundlage der Gleichheit 
nzieller 

stützen
' 
 und die Gemeinschaft soilte die Grundsätze die  hinter  der  For-  

Zersto- 
derung nach einer neuen Wirtschaftsordnung stehen, direkt unterstüt- 

4ensch- 
zen. 

.  

3.7. Da das Entwickiungsproblem ein weitweites  Problem 1st, mull  die 
on  Not Entwickiungskooperation der Gemeinschaft in zunehrnendem Malle in 
,lus,  für weltweitem Mallstab betrieben werden, in erster Linie durch die Beihilfe 
iunde 1 - 

• für die ärmsten und am wenigsten entwickelten  Lander.  
Bedrn - 

3.8. Die strukturellen Aspekte des Entwickiungsproblems erfordern, 
Lik eine daB die Gemeinschaft nicht nur eine Politik der Entwicklungshilfe be- 

treibt. Auch alle anderen Bereiche der Politik, die für die Entwickiungs- 
lander relevant sind (beispielsweise Aullenhandelspolitik und Agrarpoli- 
tik) müssen einen Beitrag zur Entwicklungskooperation leisten. Gleich- 

zu den  falls  müssen die innerhalb der Gemeinschaft als Folge der neuen interna- 

n Jahrc tionalen Arbeitsteilung notwendig gewordenen Anpassungsprozesse in- 
atwick- terstützt werden (beispielsweise im Rahmen der Sozial-, Industrie- und 

erfor- Regionalpolitik). 
derar- 3.9. Neben einer auf lange Sicht angelegten strukturellen Verbesserung 

uf drei der  Position  der Entwicklungslander bleibt die Politik der Gemeinschaft 
der direkten Lunderung von akuter Not verpflichtet. 

ven in- 
Instrumente emein- 

in den 3.10. Das  System  der allgemeinen Präferenzen, durch das die Entwick- 

reiche lungslander bei der Ausfuhr nach der Gemeinschaft Zollpräferenz genie- 

mitzu- Ben, wird erheblich erweitert und vereinfacht. Dies kann inter anderem 
dadurch geschehen, daB die heute in dem  System  noch bestehenden Em- 

itik die schrankungen und Ausnahmen, die zum  Schutz  der Industrie der Ge- 

an  die meinschaft gedacht sind, systematisch abgebaut werden. Desweiteren 

Dndern sind die Maünahmen zu treffen, die den ärmsten Ländern grölleren Nut- 

ten ist. zen aus den neuen Regelungen sichern. Das Ziel der Gemeinschaft soilte 
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Phase w  
ren  Mitt 
3.20. D 
von Gel 
der Enti 
nach  dei  
über die 
tern Ma 
Wirksar 
nanzhilf 
erhöht. 

darin bestehen, alle Zölle und Handelsschranken über einen angemesse-
nen Zeitraum ailmählich abzuschaffen. Dies entspricht dem zwischen 
den Mitgliedsiandern angewendeten Verfahren, das 1958 begonnen wur-
de. Landwirtschaftliche Erzeugnisse soilten ebenso behandelt werden, 
und die Beziehungen zu andern reichen Ländern mül3ten später im  Rah-
men des GATT berücksichtigt werden. 
3.11. Die Gemeinschaft ist bereit,  an  der Durchführung des integrierten 
Grundstoffprogramrns der UNCTAD  IV  und  an  der Errichtung eines ge-
meinsamen Fonds mitzuwirken. Bei der Ausarbeitung des Grundstoff-
programms gibt die Gemeinschaft einer Exporteriösstabilisierung den 
Vorzug vor einer Preisgarantie für Grundstoffe. 
3.12. Die Gemeinschaft arbeitet auf das Zustandekommen eines neuen 
Seerechts hin, wobei auch die Entwicldungsländer  an  den Erlösen aus 
der Nutzung der Bodenschâtze im internationalen Meeresbodengebiet 
angemessen zu beteiligen sind. 
3.13. Die Gemeinschaft gibt die Zusicherung, daB ihre öffentliche  Wife  
(Gemeinschaft + Mitgliedstaaten) in absehbarer Zeit das international 
akzeptierte Ziel von 0,7 % des Bruttosozialprodukts erreichen wird. Die-
Se Zusage verpflichtet insbesondere die ,,reichen" Mitgliedstaaten der 
EG. 
3.14. Die Gemeinschaft arbeitet  an  einer Schuldenregelung, die aus-
drücklich die Entwickiungsaspekte des  Problems  berücksichtigt und sich 
nicht auf die Finanzierungsaspekte beschränkt. 
3.15. Die Gemeinschaft eröffnet die Verhandiungen im Hinblick auf ei-
ne Verlangerung des Abkommens von Lomé und wird nicht nur eine  
quantitative  Ausweitung, sondern auch eine  qualitative  Verbesserung 
anstreben. 
3.16. Die Gemeinschaft verstarkt in erhebiichem MaBe ihre finanzielle 
und technische Hilfe  an  nichtassoziierte Entwicklungslander, urn auf die-
Se  Weise  ein besseres Gleichgewicht mit dem Umfang der Entwickiungs-
hilfe  an  die Staaten des Lomé-Abkommens herzustelien. 
3.17. Die Hilfe der Gemeinschaft wird nach Mögiichkeit auf die ärmsten 
Entwicklungslander konzentriert, die am unmittelbarsten auf eine Hilfe 
angewiesen sind und deren interne Sozialpoiitik darauf ausgerichtet ist, 
das Los der ärmsten Bevölkerungsgruppen zu verbessern. Bei der Aus-
wahl der Vorhaben und der Sektoren nehmen die ärmsten Bevölkerungs-
gruppen ebenfalls einen zentralen Piatz  em.  
3.18. Die Bedingungen für die Gewahrung der Gemeinschaftshilfe wer-
den nach MaBgabe des Entwickiungsstandes der einzelnen  Lander  diffe-
renziert. Diese Bedingungen werden mit den Bedingungen für die bilate-
rale Hilfe der Mitgliedstaaten abgestimmt. 
3.19. Auf Ebene der Gemeinschaft wird ein Beitrag zur Auffiebung der 
Lieferbindung der von den Mitgliedstaaten gewahrten Hilfe geleistet. 
Zunächst wird beschlossen, daB die im Rahmen der Hilfe zur Verfügung 
gesteilten Betrüge auBer in dem hilfegewahrenden Mitgliedstaat auch in 
einem Entwicklungsland ausgegeben werden können. In einer zweiten  
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emesse-  Phase  wird vereinbart, daB die betreffenden  Mittel  auch in einem ande- 

wischen ren Mitgliedstaat ausgegeben werden können.  
Len  war- 3.20. Die Nahrungsrnittethilfe der Gemeinschaft - vor allem in  Form  

werden, von Getreidelieferungen - muB unter Berücksichtigung der Interessen 

im  Rah-  der Entwicklungsländer erweitert werden. Die Gemeinschaft  mull  dabei 
nach dem ,,forward planning"-Prinzip vorgehen und die Verteilung au13er 

grierten über die bereits erwähnten Nicht-Regierungsorganisationen in vermehr- 

mes ge-  tern  Malle über das Welternahrungsprogramm abwickeln lassen. Die 

ndstoff- Wirksamkeit der Nahrungsmittelhilfe wird durch eine flankierende Fi- 
ing den nanzhilfe zur Verbesserung der Lagerungs- und Verteilungsbedingungen 

erhöht. 
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Politische Erklarung 
der Sozialdemokratischen Parteien 
der Europaischen Gemeinschaft 

Die Vorsitzenden der elf Sozialdemokratischen Parteien im Bereich der 
Europäischen Gemeinschaften haben am 23. Juni 1978 eine gemeinsame 
Politische Erklarung verabschiedet, die das Recht auf Arbeit und damir die 
Bekampfung der Arbeitslosigkeit zum wichtigsten Ziel der Europäischen 
Sozialdemokraten erklart und die Bedeutung der Gewerkschaften nach-
drücklich hervorhebt. 
Bisher  hat  noch keine andere politische Gruppierung im europäischen 
Rahmen ihren gemeinsamen Willen derart geschiossen artikulieren kön-
nen. 
Die Erklarung  hat  folgenden Wortlaut: 
1. Wir, die Sozialdemokratischen Parteien der Europäischen Gemein-
schaft, erklären gemeinsam gegenüber den Wählern in unseren Ländern, 
daB wir in Frieden ein Europa auf der Grundlage von Freiheit, harmoni-
scher wirtschaftlicher Entwickiung, sozialer Gerechtigkeit und Gleich-
heit aufbauen wollen. 
2. Unsere Parteien tragen ein unterschiedliches historisches Erbe. Sie 
wirken in Ländern, in denen sich wirtschaftliche Entwickiung, Art der 
gesellschaftlichen Auseinandersetzungen, kulturelle Traditionen, Aufge-
schiossenheit für die Probleme der Geseilschaft und die innenpolitische 
Bündnissituation  stark  von einander unterscheiden. Unser gemeinsames 
Ziel ist  em  menschlicheres Europa mit gleichen Chancen für alle Burger. 
Wir erstreben eine neue 0rdnung auf der Grundlage der Werte des de-
mokratischen Sozialismus. 
3. Die weitere Zusammenarbeit in Europa ist unter Achtung der eigen-
stkndigen Entwicklung unserer  Lander  und Parteien möglich. 
4. Uberall in Europa kämpfen Sozialdemokraten im Dienste und Inter-
esse des Menschen  fur  die Beseitigung von Ungerechtigkeit und Un-
gleichheit für eine harmonische Eutwicklung der Geselischaft. 
5. Vorrangiges Ziel der Sozialdemokraten überall in der Europäischen 
Gemeinschaft ist die Befreiung des Menschen von jeglicher Ausbeutung, 
Abhangigkeit und Not und die Verstarkung der Rechte und Möglichkei-
ten jedes einzelnen Burgers. Urn dies zu erreichen, mUssen wir eine An-
derung der Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur in unseren Ländern 
anstreben. Wir wissen, daB, obwohl jedes Land viel zur Erreichung die-
ses Zieles selbst  tun  kann, gemeinsames Handein unseren Fortschritt be-
schieunigen kann. 
Nach 20 Jahren ihres Bestehens muB die Europäische Gemeinschaft in 
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eine neue  Phase  eintreten, in der sich das Schwergewicht der Politik und 
des Handeins von der Verfolgung wirtschaftlicher Interessen auf mensch-
liche Ziele und auf die Vertiefung der Zusammenarbeit verlagert. Die er-
ste  Phase  der Gemeinschaft war durch die Liberalisierung des Warenver-
kehrs gekennzeichnet, brachte jedoch wenig Fortschritte hinsichtlich ei-
nes grölieren regionalen und sozialen Gleichgewichts. 
6. Mit Besorgnis stellen wir folgendes fest: 
- die Schwierigkeiten, angesichts der derzeitigen Gesellschaftsstruktur 

das gewaltige  Problem  der Arbeitslosigkeit zu lösen; 
- daB eine Entwicklung zu weniger Gleichheit und Solidaritüt stattfin-

det, die sich in einer Vertiefung der Kluft zwischen reichen und armen 
Landern der Welt, aber auch in der Europaischen Gemeinschaft, au-
Bert; 

- daB unkontrollierte Produktions- und Verbrauchssteigerungen, insbe-
sondere in den reicheren Regionen der Welt, zu Raubbau  an  den vor-
handenen Ressourcen und zu Verschmutzung der Natur führen, und 
zwar auf Kosten sich verschlechternder Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen für Millionen von arbeitenden Menschen. Dem können So-
zialdemokraten nicht tatenlos zusehen. 

7. In der Verpflichtung gegenüber künftigen Generationen und den Mii-
lionen von Menschen in  bitterer  Armut ist es unsere Aufgabe, uns in der 
Beanspruchirng der natürlichen Ressourcen ein.zuschrânken, und zu ei-
ner gerechteren Verteilung des Wohlstands sowohl innerhaib der Ge-
meinschaft, als auch zwischen der Gemeinschaft und der 3. Welt beizu-
tragen. 
8. Unser Eintreten für eine Geseilschaft, in der die verfügbaren Res-
sourcen gerecht verteilt werden, setzt voraus, daB wir die soziale und 
ökonomische Entwicklung beeinflussen wollen und können. Die klassi-
schen Instrumente der Wirtschaftspolitik haben sich als unzureichend er-
wiesen; eine aktive Beschaftigungspolitik und eine wirtschaftliche Rah-
menplanung sind erforderlich, urn die Arbeitslosigkeit zu verringern. Wir 
streben eine gerechtere Verteilung der verfügbaren Arbeit  an,  wobei Ar-
beitszeitverkürzung und systematische Urnschulungspolitik eine wichtige  
Rolle  spielen. Dies soll vor allem den sozialen Gruppen zugute kommen, 
die auf dem Arbeitsmarkt mit den gröllten Problemen zu karnpfen ha-
ben, Jugendliche, Frauen, ältere und ausländische Arbeitnehmer. 
9. Wir glauben, daB wir dies am besten durch eine gemeinsame Politik 
erreichen, die zwischen den wichtigsten Industrienationen und in Zusam-
menarbeit mit den Gewerkschaften vereinbart wird. Diese gemeinsame 
Politik kann nur in enger Zusammenarbeit mit allen Gewerkschaften und 
besonders dem Europaischen Gewerkschaftsbund (EGB) verwirklicht 
werden. 
Unsere Parteien betonen nachdrücklich, daB der EGB bel der Verteidi-
gung der ideellen und materiellen Interessen der europaischen Arbeit-
nehmer ebenso wie bei der Verwirklichung des sozialen Fortschritts und 
bei der Demokratisierung der Wirtschaft eine zunehmende  Rolle  spielen 
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inuB. Der EGB muB weitgehend bei jeder Diskussion und Entschei-
dungsfindung beteiligt werden. Unsere Parteien legen  Wert  darauf, ihre 
eigenen Vorschlage in enger Absprache ruit der Gewerkschaftsbewegung 
zu entwerfen und sich umfassend für die Emanzipation der Arbeitneh-
mer in Europa einzusetzen. 
10. Zur Verringerung der Arbeitslosigkeit ist ferner eine Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen dringend erforderlich. Die dritte industrielle  
Revolution hat  zwar beträchtliche Fortschritte der technischen Entwick-
lung, jedoch auch eine erhebliche Ausdehnung und Konzentration der 
Wirtschaftsmacht ruit sich gebracht. Die entstandenen umfangreichen 
Produktionseinheiten werden als anonyme Machte emplunden; sic geben 
den Arbeitnehmern und Verbrauchern ein Gefühl der Ohnmacht. Durch 
die weitgehende Mechanisierung und Massenproduktion entspricht die 
Arbeit kaum noch den Fahigkeiten und Bediirfnissen der einzelnen Ar-
beitnehmer. Derartige Arbeitsbedingungen führen Zn Entfremdung, ei-
nem nachiassenden Interesse  an  der Arbeit und Produktionsausfali. Die 
traditionellen Klein- und Mittelbetriebe können haufig nicht mehr mit 
den groilen Unternehmen konkurrieren und sind in ihrer Existenz be-
droht. 
11. Wir widersetzen uns dieser Entwicidung und setzten uns deshaib da-
für  em,  daB 
- die Arbeitnehmer im Unternehmen durch echte Beteiigung  an  allen 

Entscheidungen Verantwortung übernehmen. Die Demokratisierung 
der Unternehmen und der Wirtschaft  soil  in einer Art und  Weise  
durchgeführt werden, die für jedes Land angemessen ist und in Ab-
stimmung ruit den Gewerkschaften und Berufsorganisationen erfolgt. 

- eine demokratische Kontroile der wichtigen Wirtschaftskonzerne und 
multinationalen Geseilsehaften gewahrleistet wird ruit dem Ziel der 
Einhaltung der Wettbewerbsregeln, der Transparenz von Gewinn-
transfers, Kapitalbewegungen und Investitionsentscheidungen. 

-  Mittel-  und Kleinbetriebe aktiv gefördert werden, und daB eine dem 
Gemeinwohi verpflichtete Wirtschaft durch Zusammenschlüsse von 
Arbeitnehmern und Genossenschaften entwickelt wird. 

12. Die Sozialdemokratischen Parteien treten deshaib für eine Wirt- 
schaftspolitik  em,  die 
- eine Gemeinschaft der Voilbeschaftigung 
- eine Gemeinschaft der Stabilitüt 
- eine Gemeinschaft ruit gerechter werdender Einkommens- und Ver- 

mögensverteilung 
- eine Gemeinschaft ruit leistungsfabiger und demokratischer Wirt- 

schaftsstruktur 
- eine Gemeinschaft der Wirtschaftsdemokratie 
- eine Gemeinschaft einer verbesserten sozialen Sicherheit 
- eine Gemeinschaft der besseren Lebens- und Arbeitsbedingungen 
- eine Gemeinschaft der besseren Ausbildungsmöglichkeiten 
anstrebt. 
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itschei- 13. Das Recht auf Arbeit ist und bleibt eine Grundforderung der Sozial- 
if, ihre demokraten. Dies ist eines der Grundrechte für  Manner  und Frauen. 
vegung Demzufolge müssen die Bekampfung der Arbeitslosigkeit und die Siche- 
eitneh-  rung  der Vollbeschäftigung die vorrangigen Aufgaben der Europaischen 

Gemeinschaft und der sie bildenden Staaten sein. Hierbei legen die de- 
serung mokratischen Sozialisten das Schwergewicht nicht allein auf eine Politik 
strielle der Vollbeschaftigung, sondern ebenso auf eine Politik, die die Schaffung 
itwick- besserer Arbeitsbedingungen zum Ziel  hat. 
on  der 14. Sozialdemokraten treten daher für ein humanes und harmonisches 
•eichen Wachstum  em,  das bei den Innovationen, den Investitionen, bei der 
geben Schaffung und Ansiedlung von Arbeitsplätzen den Bedürfnissen eines so- 
Durch zialen und gleichgewichtigen Lebens Rechnung trägt, und zwar insbeson- 
tht die dere unter dem Gesichtspunkt des Umweitschutzes. 
en Ar- 15. Sozialdemolu-aten streben eine gerechtere Verteilung der Einkorn- 
Lng, ei- men und Vermogen  an.  Mit Besorgnis stellen wir fest, daB die Bemühun- 
LII. Die gen urn die Entwicklung der benachteiligten Gebiete in der Gernem- 
hr ruit schaft weitgehend unbefriedigend sind. 
nz be- 16. Wir fordern eine konsequente Regionalpolitik, die dazu beitragt, die 

Unterschiede im Lebensstandard zwischen den verschiedenen Regionen  
alb  da- in der Gemeinschaft zu verringern. Gleichzeitig fordern wir eine wirksa- 

me Sozialpolitik, die imstande ist, die zahlreichen Ungleichheiten zwi- 
Ei  alien  schen den verschiedenen Schichten in unserer Geselischaft zu beseitigen. 
lerung 17. Die demokratischen Sozialisten setzen sich für ein gerechteres Bil- 
Weise  dungssystem  em,  das  alien  gleiche Chancen und optimale Entfaitungs- 
in Ab- möglichkeiten bietet. Deshalb fordern wir für Europa eine Politik, die si- 
rfolgt. cherstelit, daB jeder, unabhängig von sozialer Herkunft, Geschlecht und  
tie  und Alter, von den Möglichkeiten, sich ständig weiterzubilden, Gebrauch 
iel der machen kann. 
Wiflhi 18. Die geringer werdenden Vorräte  an  Rohstoffen sowie die Gefahren 

der Umweitverschmutzung erfüllen uns mit groller  Sorge.  Nur durch 
e dem weltweite Bemühungen können die Staaten eine Politik verwirklichen, 
se von die auf die Erhaltung des ökologischen Gleichgewichts und Einsparun- 

gen bei Rohstoffen ausgerichtet ist. Europa soilte auf diesem Weg bei- 
Wirt- spielgebend sein. 11 

19. Von groller Bedeutung wird hierbei ein Energiesparprogramm der 
Gemeinschaft sein, das durch gemeinschaftliche Anstrengungen zur Ent- 

aiternativer Energiequellen erganzt werden  mull.  Wir stimmen 
1

wicklung 
Ver- der weiteren Entwickiung und Anwendung der Kernenergie nur zu, 

wenn durch öffentliche Kontrolle der Unternehmen gewührleistet wird,  
Wirt-  daB alle Sicherheits- und Umweltprobieme zufriedenstellend gelost wer- 

den. 
20. Wir begrüllen die Wiederherstellung der Demokratie in Griechen- 
land, Spanien und Portugal und unterstützen nachdrücklich den Beitritt 

gen dieser  Lander  zur Gemeinschaft. 
Nach unserer Auffassung ist das demokratische Europa in hohem Malle 
mitverantwortlich für die Festigung der Demokratie in diesen Ländern. 
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Es ist aufgerufen, den Beweis für  seine  Solidarität mit den Arbeitneh-
mern dieser  Lander  zu erbringen. Wir wissen, daB die wirtschaftlichen 
und sozialen Strukturen der beitrittswilligen  Lander  es angesichts der Be-
schaffenheit ihrer Erzeugnisse erforderlich machen, daB Bestimmungen 
und Fristen für angemessene Übergangszeiten vereinbart werden, urn die 
legitirnen Interessen aller Menschen sowohi innerhalb der Gemeinschaft 
als auch in Griechenland, Spanien und Portugal zu wahren. 
Die Erweiterung der Gemeinschaft muB zu einer Quelle neuer Stärke 
und Dynarnik für Europa werden. 
21. Europa versteht sich als Friedensmacht. Gesellschaftlicher Fort-
schritt in Freiheit und Eigenverantwortung nach innen und auüen sind 
für uns nur denkbar, wenn uns der Frieden erhalten bleibt. Wir wollen 
dazu unseren Beitrag leisten und unterstiitzen deshalb die Entspannungs-
politik zwischen Ost und West. Unser Ziel ist, daB eine  stabile  europäi-
sche Friedensordnung Wirklichkeit wird. 
22. Der organisierte Friede ist Europa versagt geblieben; denn die bloBe 
Abwesenheit von  Krieg  ist noch nicht der gesicherte Friede. Wir bejahen 
deshalb eine bewuBt kriegsverhütende Politik. Wir wollen Entspan-
nungspolitik zwischen den Blöcken. 
23. Die Sozialdernokratischen Parteien in Europa bieten die sicherste 
Gewähr dafür, daB auch in Zukunft Gewaitverzicht, Ausgleich und Zu-
sammenarbeit und die Nichtweitergabe von Atornwaffen Grundprrnzi-
pien der internationalen Politik bleiben. Sie treten am nachhaltigsten da-
für  em,  daB der Gewaitverzicht nicht nur  regional,  sondern auch  global  
verwirklicht wird. Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität sind nicht allein 
Grundsatze, nach denen wir in unseren Ländern leben, sondern Richt-
schnur einer internationalen Ordnung, die wir erstreben. 
Angesichts des bestehenden globalen militürischen Gleichgewichts und 
angesichts rüstungstechnologischer Entwicklungen gewinnen Verhand-
lungen über Rüstungssteuerung zunehmend  an  Bedeutung. Es muB ge-
lingen, den Rtistungswettlauf zu stoppen; denn er verschlingt gewaltige 
Ressourcen und kann durch immer neue Waffentechnologien die strate-
gische Stabilität gefahrden. Die Politik der Rüstungsbegrenzung und Rü-
stungsverminderung muB  so  angelegt werden, daB es gelingen kann, den 
sich selbst nührenden Rüstungswettlauf zu unterbrechen. 
24. In unseren Beziehungen zu Osteuropa befürworten wir eine Politik 
der Entspannung und Zusammenarbeit, wie sie in der SchluBakte von 
Helsinki vereinbart ist. Dieser erste Versuch einer Zusammenarbeit zwi-
schen Ost und West in Europa seit dem Zweiten Weltkrieg zielt auf kon-
krete Vereinbarungen für die Zusammenarbeit im wirtschaftlichen, wis-
senschaftlichen und humanitären Bereich. Diese  Plane  können nur dann 
verwirklicht werden, wenn der  Geist  der Schluilakte von Helsinki von al-
len Unterzeichnerstaaten unterstützt wird, einschlieBlich des Bereichs 
der Menschenrechte. 
25. Nur ein Europa, das sich mit den Armen in der Welt solidarisch er-
klärt, kann einen echten Beitrag zum Frieden leisten.  Mittel-  und langfri- 
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stig werden die reichen  Lander  ein lansameres Ansteigen ihres Wohistan-
des akzeptieren müssen, urn den Nord-Süd-Konflikt zu bewaltigen. 
26. Deshaib wollen wir die Zusammenarbeit zwischen Europa und den 
Entwicklungslandern verstarken. Die bisher erzielten Erfolge - insbe-
sondere das Abkomrnen von Lomé - zeigen, daB wir auf dern richtigen 
Weg sind. 
Die Grundprinzipien dieser Zusammenarbeit sind: 
- die Verpflichtung der Gemeinschaft, für einen umfassenden Fort-

schritt der Entwicklungslander zu wirken; 
- die volle Anerkennung der Unabhangigkeit der Entwicklungslander 

und jhr Recht auf Freiheit ohne jegliche politische oder wirtschaftlich 
motivierte  Intervention;  

- gröBerer Nutzen für die Entwicklungsländer durch die Handeisbezie-
hungen; 

- wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit irn beiderseitigen 
Interesse; 

- Abschluü eines Ubereinkommens für gemeinsame Maünahmen, urn 
weitweit zu wirksarnen und gerechten Regeln für das Wahrungssystem 
und den Handel zu gelangen. 

27. GröBte Bedeutung messen wir der Erhaltung und dem  Schutz  der 
Menschenrechte und der bürgerlichen Freiheiten in der Gerneinschaft 
bei. Insbesondere kampfen wir gegen jede Diskriminierung aufgrund von 
Geschlecht, Hautfarbe, Rasse und  Religion.  Die Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft mussen die Anwendung der Europaischen Konvention der 
Menschenrechte uneingeschrankt sicherstellen. Gleichzeitig  mull  die Ge-
meinschaft in vorderster Front im Kampf urn die Verwirklichung der 
Menschenrechte überall in der Welt stehen und, wo immer möglich, ih-
ren Einflull bei diesern Kampf zur Geltung bringen. 
28. Wir wollen ein demokratisches Europa. Aus der Uberzeugung her-
aus, daB die derzeitigen und künftïgen Lebensbedingungen eine zuneh-
mende Verantwortung des Staates mit sich bringen, ist für uns die demo-
kratische Kontrolle des Staates durch das Volk unverzichtbar. Darüber 
hinaus ist die Ubertragung von Verantwortung auf kleinere Verwaltungs-
einheiten absolut notwendig. Wir sind gegen die unkontrollierte und 
nicht kontrollierbare Ausübung von Macht. Dies gilt nicht zuletzt auch 
für die Wirtschaft. 
29. Anlal3lich der Direktwahlen zum Europaischen Parlarnent, die 1979 
stattfinden werden, müssen die Bürger in Europa ihre  Wahl  für oder ge-
gen eine Politik treffen, die konsequent auf die gerechtere Verteilung 
von Einkommen, Bildung und Macht abzielt. 
30. Das direkt gewahlte Parlarnent wird sich zunachst irn Rahmen der 
bestehenden Vertrage entwickeln müssen. Wir erkennen  an,  daB jede 
weitere Ubertragung von Befugriissen von nationalen Regierungen auf 
die Gemeinschaftsinstitutionen oder von nationalen Parlamenten auf das 
Europaische Parlament nur aufgrund eindeutiger Zustimmung der natio-
nalen Regierungen und Parlamente stattfinden kann. 
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31. Das Jahr der ersten Europawahien ist angebrochen. Die fortschrittli-
clie Politik der Sozialdernokratischen Parteien ist jetzt wichtiger denn je 
für die Bedürfnisse der europaischen Bürger, denn es ist offensichtlich, 
daB der Kapitalismus die bestehenden Problerne nicht lösen kann. Die 
Lösung vieler dieser Probleme kann durch MaBnahmen sowohi im natio-
nalen als auch im Gemeinschaftsrahmen erreicht werden, wobei eine en-
gere europäische Zusammenarbeit dies wesentlich erleichtern kann. 
Urn erfolgreich im Interesse aller Menschen tätig werden zu können, 
müssen die Sozialdernokraten  stark  sein, sowohl in dem direkt gewahlten 
Europäischen Parlament als auch in den Parlarnenten der Mitgliedstaa-
ten. Wir wollen ein Europa schaffen, in dern jeder einzelne in Frieden 
und Freiheit leben kann. 
Demokratie und demokratischer Sozialisrnus sind  fur  die Burger Europas 
die Garanten der Freiheit und des Friedens. 
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hrittli- Wahlaufruf des Bundes 
leun je 

der Sozialdemokratischen Parteien 
in. Die in der EG 
i natie- 
me en- 
nu. 
önnen, 
vählten 
edstaa- Auf seinem Kongrell in Brussel vom 10.-15. Januar 1979  hat  der Bund 
rieden der Sozialdemokratischen Parteien in der EG einstimmig einen Wahlauf- 

ruf zu den ersten Direktwahlen für ein Europaisches Parlament verab- 
uropas schiedet. Zuvor hatten Delegierte der elf sozialdemokratischen Parteien 

aus den neun EG-Ländern den  Text  ausführlich diskutiert.  So  wurde eine 
klare Formulierung grundsatzlicher Positionen und Zielvorstellungen des 
demokratischen Sozialismus in und für Europa von heute und morgen ge- 
funden, wobei das Bekenntnis für eine soziales Europa im Zeichen der 
Wirtschaftsdemokratie die entscheidende  Rolle  spielt. 
Der Wahlaufruf  hat  folgenden Wortlaut: 

Aufruf  an  die Wähler Europas 

1. Erstmalig in ihrer Geschichte werden Bürger aus  alien  neun Ländern 
der EG, insgesamt mehr als 140 Millionen Wähler, ihre Abgeordneten 
zum Europäischen Parlament unmittelbar wühlen. 
2. Wir Sozialdemokraten sehen diese Wahien in einem gröBeren Zusam-
menhang. Sie sind eine weitere Möglichkeit zu Schaffung einer von Un-
terdrückung und Ausbeutung freien Geseilschaft. Gemeinsam erstreben 
wir eine neue 0rdnung auf der Grundlage der Werte des demokratischen 
Sozialismus. Der Wähler erhält somit unmittelbar Einfluü mii eine fort-
schrittliche Entwicklung in der Europaischen Gemeinschaft. 
3. Beim  Aufbau der Europaischen Gemeinschaft haben Konsequenzen 
des kapitalistischen Wirtschaftssystems, besonders private, wirtschaftli-
che und finanzielle Interessen, zu lange Vorrang vor gemeinsamen sozia-
len und humanen Zielen gehabt. Ein unmittelbar gewahltes Europai-
sches Parlament wird nicht von selbst die drüngenden Probleme unserer 
Zeit lösen können. Jedes Land muB weiterhin alle Anstrengungen unter-
nehmen, urn die notwendigen sozialen und wirtschaftlichen Anderungen 
herbeizuführen. Nach unserer Uberzeugung werden uns gemeinsame 
Aktionen zum Wohle unserer  Lander  diesen Zielen naherbringen. 
4. Unsere Parteien tragen ein unterschiedliches historisches Erbe. Sie 
wirken in Ländern, in denen sich wirtschaftliche Entwicklung, Art der 
geseilschaftlichen Auseinandersetzungen, kulturelle Traditionen, Aufge-
schiossenheit für die Probleme der Geseilschaft und die innenpolitische 
Bündnissituation  stark  voneinander unterscheiden. Unser gemeinsames 
Ziel ist ein menschlicheres Europa mit gleichen Chancen für alle Bürger. 
5. Mit Besorgnis stellen wir folgendes fest: 
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- die Schwierigkeiten angesichts der derzeitigen Gesellschaftsstruktur, 
das gewaltige  Problem  der Arbeitslosigkeit zu lösen; 

- daB eine Entwicklung zu weniger Gleichheit und Solidarität stattfin-
det, die sich in einer Vertiefung der Kluft zwischen reichen und armen 
Ländern in der Welt, aber auch in der Europäischen Gemeinschaft 
auliert; 

- daB unkontrollierte Produktions- und Verbrauchssteigerungen insbe-
sondere in den reicheren Regionen der Welt, zu Raubbau  an  den vor-
handenen Ressourcen und zur Verschmutzung der Natur führen, und 
zwar auf Kosten sich verschlechternder Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen für Millionen von arbeitenden Menschen. 

Dem können Sozialdemokraten nicht tatenlos zusehen. 
6. Deswegen fordern wir Sozialdemokraten: 
- Sicherung des Rechts auf Arbeit für alle, besonders für Jugendliche; 
- demokratische Kontrolle der wirtschaftlichen und sozialen Entwick- 

lung; 
- Bekampfung der Umweltverschmutzung; 
- Beseitigung jeglicher Diskriminierung, vor allem von Frauen; 
-  Schutz  der Verbraucher; 
- Förderung von Frieden, Sicherheit und Zusammenarbeit; 
- Verteidigung und Erweiterung der Menschen- und Bürgerrechte. 

A. Für die Sicherung des Rechts auf Arbeit 

7. Arbeitslosigkeit ist eine Folge der Krise der gegenwärtigen Wirt-
schaftssysteme. Sic vergröliert die Ungleichheit unter den Menschen, sic 
schränkt das Recht der Frauen auf Arbeit  em,  sie entmutigt die Jugendli-
chen, die keine Arbeit finden, sic tragt zu Hoffnungslosigkeit und Ent-
tauschung in der Geseilschaft bei. 
8. Wir Sozialdemokraten wollen erreichen, dali alle Mitgliedstaaten der 
Europüischen Gemeinschaft zur Wiederherstellung der Vollbeschafti-
gung durch eine Umstrukturierung und durch bessere Steuerungsinstru-
mente der Wirtschaft, ergänzt durch eine aktive Beschaftigungs- und Bil-
dungspolitik, beitragen. Die Marktwirtschaft führt nicht von sich aus zu 
sozialer Gerechtigkeit. Solange keine echte Wirtschaftsdemokratie ver-
wirklicht wird, können die Lebens- und Arbeitsbedingungen in absehba-
rer Zeit nicht menschlicher werden. Die konservative Forderung, die Ar-
beit dem Kapital unterzuordnen, wird abgelehnt. 
Sozialdemokraten werden dafür sorgen, dali das weitere Wirtschafts-
wachstum vor allem den Beziehern niedriger Einkommen zugute kommt. 
9. Das Recht auf Arbeit ist und bleibt eine Grundforderung der Sozial-
demokratie. Es ist eines der Grundrechte für  Manner  und Frauen. Dem-
zufolge müssen die Bekampfung der Arbeitslosigkeit und die Sicherung 
der Vollbeschaftigung die vorrangige Aufgabe der Europaischen Ge-
meinschaft und ihrer Mitgliedstaaten sein. Hierbei legen die Sozialdemo-
kraten das Schwergewicht nicht allein auf eine Politik der VollbeschAfti- 
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gung, sondern ebenso auf eine Politik, die die Schaffung besserer Ar-
beitsbedingungen zum Ziel  hat.  
10. Unser Eintreten für eine Geseilschaft, in der die verfügbaren Res-
sourcen gerecht verteilt werden, setzt voraus, daB wir die soziale und 
ökonomische Entwickiung beeinflussen wollen und können. Die klassi-
schen Instrumente der Wirtschaftspolitik haben sich als nicht ausreichend 
erwiesen; eine aktive Beschaftigungspolitik und eine wirtschaftliche Rah-
menplanung sind erforderlich, urn die Arbeitslosigkeit zu verringern. Wir 
streben eine gerechtere Verteilung der verfügbaren Arbeit  an,  wobei die 
Verkürzung der taglichen Arbeitszeit, die 35-Stunden-Woche und syste-
matische Berufsausbildungs- und Umschulungsprogramme eine wichtige  
Rolle  spielen. Dies soll vor allem den sozialen Gruppen zugute kommen, 
die auf dem Arbeitsmarkt mit den gröliten Problemen zu kämpfen ha-
ben: Jugendliche, Frauen, ültere und ausländische Arbeitnehmer sowie 
Behinderte. 
11. Wir erreichen dies am besten durch eine gemeinsame Politik, die 
zwischen den wichtigsten Industrienationen vereinbart wird. Diese ge-
meinsame Politik kann nur in enger Zusammenarbeit mit  alien  Gewerk-
schaften und besonders mit dem Europäischen Gewerkschaftsbund 
(EGB) verwirklicht werden. 
Unsere Parteien betonen nachdrücklich, daB der EGB bei der Verteidi-
gung der ideellen und materiellen Interessen der europaischen Arbeit-
nehmer ebenso wie bei der Verwirklichung des sozialen Fortschritts und 
bei der Dernokratisierung der Wirtschaft eine zunelimende  Rolle  spielen 
muB. Der EGB muB weitgehend bei jeder Diskussion und Entschei-
dungsfindung beteiligt werden. Unsere Parteien bekraftigen ihre Bereit-
schaft, Initiativen soweit irgendmöglich mit der Gewerkschaftsbewegung 
abzustimmen. 
12. Der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit erfordert langfristige Struk-
turreformen und eine volkswirtschaftliche Rahmenplanung, wobei of-
fentliche Unternehmen in bestimmten Sektoren eine Schlüsselrolle spie-
len können. 

B. Für  Demokratische  Steuerung der wirtschaftlichen und sozialen 
Entwickiung 

13. Das wirtschaftliche Wachstum muB sich  starker an  den Bedürfnissen 
der Menschen ausrichten. Nur  so  können die Verschwendung knapper 
Rohstoffe und die Urnweltverschmutzung verhindert und eine gröBere 
Solidarität zwischen den Regionen bewirkt werden. 
14. Daher  fordern wir eine engere Zusammenarbeit auf dem Gebiet von 
Wissenschaft und Technologie mit dem Ziel, veraltete Industriestruktu-
ren zu modernisieren und neue zu schaffen. Wir setzen uns für Struktur-
reformen, wirtschaftliche Vorausschau und eine wirksame Uberwachung 
der nationalen und multinationalen Konzerne  em.  Wichtig ist insbeson-
dere die Beeinfiussung von Investitionen in Wirtschaftszweigen mit  star-
ker  internationaler Verfiechtung. Die  Mittel  für die  Regional-  und  So- 
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zialpolitik sollten erhöht werden, urn die groBen Ungleichheiten zwi-
schen Regionen und Bevölkerungsgruppen zu verringern. 
15. Wir treten cm für 
- wirtschaftliche Stabilität sowie für wirkungsvolle und dernokratische 

Wirtschaftsstrukturen; 
- Dernokratisierung der Wirtschaft auf  alien  Ebenen in Zusammenar- 

beit mit den Gewerkschaften unter Beriiicksichtigung der besonderen 
Verhältnisse jedes einzelnen Landes; 

- öffentliche Kontrolle groBer industrieller und finanzieller Unterneh- 
men und multinationaler Konzerne; 

- die Entwicklung von Genossenschaften für Arbeitnehmer und ge- 
meinnützige Unternehrnen; 

- Förderung von Klein- und Mittelbetrieben. 
16. Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik sind: 
- besserer Ausgleich zwischen Produktion und Verbrauch; 
- stabilere Preise und eine angemessene Entwicklung der Einkommen 

der in der Landwirtschaft Beschaftigten; 
- eine verbesserte Strukturpolitik. 
Dabei sind die Verbraucherinteressen voll zu berücksichtïgen. 

C. Für die Erhaltung unserer Umwelt 

17. Die Europaische Gemeinschaft soilte im Rahmen der weltweiten Be-
mühungen urn die Wiederherstellung des ökologischen Gleichgewichts 
einen aktiven Beitrag leisten. 
18. Die Erhaltung unserer Umwelt und die Verbesserung der Lebens-
qualitat kann kein Nationalstaat allein mehr sicherstellen. Nur wenn un-
sere  Lander  eng zusammenarbeiten, wenn sie MaBnahmen gemeinsam 
planen und durchführen, können sie den Menschen eine lebenswerte 
Umwelt erhalten. 
19. Im Energiebereich schiagen wir vor: 
- die Europaische Gemeinschaft solite ein wirksames Programrn zur 

Energieversorgung und Entwicklung alternativer Energiequellen aus-
arbeiten, 

- die weitere Entwicklung und Nutzung der Kernenergie kann nur ver-
antwortet werden, wenn durch Kontrolle der Unternehrnen gewahr-
leistet wird, daB alle Sicherheits- und Umweltprobleme zufriedenstel-
lend gelost werden. 

D. Beseitigung der Diskriminierung, besonders der der Frauen 

20. Wir Sozialdemokraten sind dem Grundsatz der Gleichheit verpflich-
tet.  Daher  wenden wir uns gegen jegliche Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts, der Rasse, der  Religion  sowie politischer und weltanschau-
licher Uberzeugungen. 
Der lediglich mit politischen Uberzeugungen begründete AusschluB vom 
Staatsdienst wird abgelehnt. 
Zur Verwirklichung des Gleichheitsgrundsatzes ist auch ein besonderer 
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Schutz  für unsere älteren Mitbürger, die Behinderten und für die gesell- 
schaftiichen Randgruppen erforderlich.  
Manner  und Frauen müssen gleichberechtigt hei der Weiterentwickiung 

:ische der Geseilschaft in allen ihren Bereichen mitwirken können. Gleiche 
Voraussetzungen soilten für  Manner  und Frauen beirn Zugang zur Aus- 

enar- bildung, auf dern Arbeitsrnarkt, hei den Sozialleistungen und im öffentli- 

leren chen Leben geiten. 
21. Urn diese Ziele zu erreichen, fordern wir inshesondere 

rneli- - eine Reform der Bildungsinhalte, die den Bedürfnissen der Frauen 
gerecht werden, 

d ge- - den Zugang der  Kinder  aller Bevölkerungsgruppen zu den für sie vor- 
geschenen Einrichtungen, 

- die Förderung von Toleranz und Solidarität in der Europaischen Ge- 
rneinschaft. 

E. Für die Interessen der Verbraucher 
rirnen 

22. In unserer konsumonentierten Geseilschaft  hat  der  Schutz  der Ver- 
braucher vor aggressiver und irrefühiender Werbung, die die Ver- 
schwendung wertvoiler Rohstoffe fördert, sowie vor Millbrauch gesund- 
heitsschädlicher Stoffe, eine besondere Bedeutung. Das Aligerneinwohi 
wird hei dern steigenden Verbrauch sinnloser Erzeugnisse haufig rnil3ach- 

nBe- ter. 

vichts 23. Wir schiagen deshaib vor: 
- sachliche Informationen zu fördern und die Möglichkeit des Einzel- 

bens- nen zu verbessern, gegen irreführende Werbung vorzugehen, 

n mi-  - demokratisch strukturierte Verbraucherverbände zu unterstützen und 

nsam deren Rechte zu erweitern, gegen Millbrauch von seiten der Herstel- 

werte ier gerichtlich vorzugehen, 
- die Erzeuger noch urnfassender für die Quaiitat ihrer Produkte ver- 

antwortiich zu rnachen. 

1 zur 
F. Für Frieden, Sicherheit und Zusammenarbeit 

i aus- 
24. Freiheit, Gerechtigkeit und Sohdantät sind nicht nur Grundsütze, 

r vel - die in unseren verschiedenen Ländern Gültigkeit haben. An ihnen orien- 

währ- tieren wir uns auch hei den Bernühungen urn eine neue Weltwirtschafts- 

nstei- ordnung. 
Wir Sozialdemokraten in Europa werden gleichzeitig unseren Beitrag zur 
Entspannung zwischen Ost und West leisten. 
Wir setzen uns für die volle Anwendung der Vereinbarungen von Helsin- 

flich- ki und für weitweiten Frieden und Sicherheit  em.  Ebenso  mull  alles getan 

d des werden, urn den Rüstungswettlauf inshesondere irn Bereich der Kern- 

chau- waffen einzudammen und den Waffenhandel unter internationale Kon- 
trolle zu bringen. Gegen die Weiterverbreitung von Kernwaffen rnüssen 
zufriedenstellende Mallnahrnen getroffen werden. Sozialdemokraten 
wenden sich gegen Waffenlieferungen  an  faschistische oder rassistische 

derer Regime. 
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25. Mittel-  und langfristig werden die reichen  Lander  einen langsameren 
Anstieg ihres Wohistandes hinnehmen müssen, urn den Nord-Süd-Kon-
flikt zu bewaltigen. Nur wenn Europa  seine  Solidarität mit den ârmeren 
Regionen in der Welt durch Taten beweist, wird es wirkungsvoli zu ei-
nem dauerhaften Frieden beitragen können. 
26. Deshaib wollen wir die Zusammenarbeit zwischen Europa und den 
Entwicklungslandern verstärken. Grundsatze dieser Zusammenarbeit 
sind: 
- die Verpflichtung der Gemeinschaft, für einen umfassenden Fort-

schritt der Entwicklungslander zu wirken; 
- die volle Anerkennung der Unabhangigkeit der Entwicklungslander 

und jhr Recht auf Freiheit ohne jegliche politische oder wirtschaftlich 
motivierte  Intervention;  

- gröBerer Nutzen für die Entwicklunglander durch die Handeisbezie-
hungen; 

- wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit in beiderseitigem 
Interesse; 

- Abschlu13 eines Ubereinkommens für gemeinsame MaBnahmen, urn 
weitweit zu wirksamen und gerechten Regeln für das Währungssystem 
und den Handel zu gelangen. 

27. Wir begrül3en das Lorné-Abkomrnen als einen wichtigen Schritt in 
die richtige Richtung. Dennoch bleibt auf dern Gebiet der Entwicklungs-
hilfe und Zusammenarbeit noch viel zu  tun.  
Unser Prograrnrn in diesem Bereich sieht vor: 
- die Hilfe soilte auf die ärmsten sowie auf die  Lander  konzentriert wer-

den, die eine Sozialpolitik zur Verbesserung der Lage ihrer ürmsten 
Bevölkerungsschichten verfolgen; 

- die öffentliche Entwicklungshilfe ohne Auflage soilte auf 1 % des 
Bruttosozialprodukts der Europaischen Gemeinschaft erhöht werden; 

- die Gemeinschaft sollte ihre Finanzkraft auf nichtassoziierte  Lander  
ausdehnen; 

- das integrierte Rohstoffprogramm von UNCTAD  IV  soilte gefördert 
werden; 

- die Europaische Gemeinschaft soilte die UN-Charta über die wirt-
schaftlichen Rechte und Pifichten der Staaten annehmen und in die  
Tat  umsetzen. 

G. Für die Erweiterung und Verteidigung der Menschenrechte und 
bürgerlichen Freiheiten 

28. Die Menschenrechte ergeben sjch aus den elementarsten menschli-
chen Bedürfnissen. Die Schaffung eines freien und demokratischen poli-
tischen, wirtschaftlichen und sozialen  Systems  stellt den einzig sicheren 
Weg zur Durchsetzung fundamentaler Menschenrechte dar. 
Das Eintreten für die Menschenrechte darf nicht zu einem Instrument 
der politischen Opportunitat werden. 
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eren 29. Deswegen werden wir im Europhischen Parlament dafür eintreten: 
K011 

- daB alle Mitgliedstaateri der Gemeinschaft die Anwendung der Euro- 
eren paischen Konvention der Menschenrechte uneingeschrankt sicher- 
U ei- stellen; 

- daB die Europaische Gemeinschaft beim Kampf urn die Verwirkli- 
den chung der Menschenrechte überall in der Welt in vorderster Front 

rbeit steht. 
30. Tm Interesse der Burger in der Gemeinschaft werden wir uns dafür 

ort- einsetzen, daB 
- alle gesetzlichen und politischen Benachteiligungen von Bürgern eines 

nder Mitgliedstaates beseitigt werden, wo immer sie sich in der Gemein- 
tlich schaft aufhalten; 

- die wirtschaftlichen und sozialen Grundrechte im Gemeinschaftsrecht 
ezie- verankert werden, insbesondere das Recht auf Arbeit. Die Diskrimi- 

nierung von Ausländern  mull  vollstündig beseitigt werden; 
gem 

- allen Gemeinschaftsbürgern ein Höchstmall  an  politischen Mitwir- 
kungsrechten und bürgerlichen Rechten zuerkannt wird. 

urn 31. Wir begrüllen die Wiederherstellung der Demokratie in Griechen- 
stem land, Spanien und Portugal und unterstützen nachdrücklich den Beitritt 

dieser  Lander  zur Gemeinschaft. Nach unserer Auffassung ist das demo- 
ft  in kratische Europa in hohem Malle mitverantwortlich für die Festigung der 
Ings- Demokratie in diesen Ländern. Es ist aufgerufen, den Beweis für  seine  

Solidarität mit den Arbeitnehmern dieser  Lander  zu erbringen. 
Wir wissen, daB die wirtschaftlichen und sozialen Strukturen der bei- 

wer- trittswilligen  Lander  es angesichts der Beschaffenheit ihrer Erzeugnisse 
isten erforderlich machen, daB Bestimrnungen und Fristen für angemessene 

Übergangszeiten vereinbart werden, urn die legitimen Interessen aller 
des Menschen sowohl innerhalb der Gemeinschaft als auch in Griechenland, 

den; Spanien und Portugal zu wahren. 
nder Die Erweiterung der Gemeinschaft  mull  eine Quelle neuer  Starke  und 

Dynamik für Europa werden. 
rdert 32. Die Europâische Gemeinschaft ist für uns kein Selbstzweck. Sic ist 

auch nicht die Gesamtheit Europas. Die Verwendung des Begriffs ,,Eu- 
wfft ropa" für die Europaische Gemeinschaft verstelit den Blick für die Tatsa- 
i die che, dali die Mehrheit der europaischen Staaten und Völker nicht Teil 

dieser Gemeinschaft ist. Der Kampf für die Starkung der internationalen 
Sozialdemokratie geht fiber die Grenzen der Gemeinschaft hinaus. 
33. Das direkt gewahlte Europaische Parlament wird sich zunächst im 
Rahmen der bestehenden Vertrage entwickeln müssen. Wir erkennen  
an,  daB jede weitere Ubertragung von Befugnissen von nationalen Re- 

chh- gierungen auf die Gemeinschaftsinstitutionen oder von nationalen Parla- 
P011 menten auf das Europaische Parlament nur aufgrund eindeutiger Zustim- 
eren mung der nationalen Regierungen und Parlamente stattfinden kann. 

34. Die Sozialdemokraten sind in allen neun Mitgliedstaaten der Ge- 
nent meinschaft eine wichtige und festgefügte politische  Kraft.  

Die in diesem Aufruf niedergelegten politischen Zielsetzungen werden 
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von allen sozialdemokratischen Parteien der Europaischen Gerneinschaft 
getragen. Wir werden in  alien  unseren Lündern dafür solidarisch eintre-
ten. 
35 Die fortschrittliche Politik der sozialdemokratischen Parteien ist 
jetzt wichtiger denn je für die Interessen der europüischen Völker. Es ist 
offensichtlich, daB der Kapitalismus die bestehenden Probleme nicht lö-
sen kann. Die Lösung vieler dieser Problerne kann durch MaBnahmen 
sowohi im nationalen als auch irn Gemeinschaftsrahmen erreicht werden, 
wobei eine engere europaische Zusammenarbeit dies wesentlich erleich-
tern kann. 
Urn erfolgreich irn Interesse aller Menschen tätig werden zu können, 
müssen die Sozialdemokraten  stark  sein sowohi in dern direkt gewahlten 
Europaischen Parlarnent als auch in den Parlamenten der Mitgliedstaa-
ten. 
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